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I. Einleitung: Ein prozessualer Paradigmenwechsel 

Im Sommer 2000 entwickelte Peter Schlosser in seiner Haager Vorlesung über 

“International Civil Litigation and Judicial Cooperation“ konzeptionelle 

Vorstellungen, die dem internationalen Prozessrecht eine neue 

Forschungsperspektive eröffnet haben.1 Unter dem Schlagwort „Judicial 

Cooperation“ ging Schlosser einem Perspektivenwechsel in der internationalen 

Rechtshilfe nach, den man inzwischen als einen echten Paradigmenwechsel2 

bezeichnen kann. Dabei geht es um folgendes Phänomen: Traditionell erfolgte die 

Rechtshilfe als Akt der Courtoisie zwischen souveränen Staaten im Rahmen ihrer 

diplomatischen und konsularischen Beziehungen. Dagegen nimmt das moderne 

Konzept der justiziellen Kooperation die Bedürfnisse der betroffenen 

Prozessparteien in den Blick, es geht um die Sicherung ihres Zugangs zum 

Gericht, um die effektive Wahrung rechtlichen Gehörs im transnationalen 

Verfahren. Zugleich verändert sich die praktische Durchführung der Rechtshilfe: 

früher ersuchte das Prozessgericht die nationale Justizverwaltung zur Vornahme 

internationaler Rechtsakte unter Vermittlung der diplomatischen Vertretungen des 

Gerichtsstaates und des ersuchten Staates; heute kommt es zur direkten 

Kommunikation zwischen den befassten Justizorganen, um die Besonderheiten 

des grenzüberschreitenden Verfahrens effizient und adäquat zu bewältigen.3  

Die Prämissen des überkommenen Rechtshilfemodells, das sich zeitgleich mit der 

Aufkommen souveräner Nationalstaaten im späten 19. Jahrhundert herausgebildet 

hat, sollen hier nicht in Zweifel gezogen werden. Aus der Perspektive des 

Prozessgerichts und noch mehr aus der Perspektive der Parteien war die 

überkommene Rechtslage freilich abschreckend. Denn bevor überhaupt ein 

Rechtshilfegesuch das ersuchte  Gericht erreichen konnte, waren mehrfache 

behördliche Prüfverfahren vorgeschaltet, die dem ersuchenden Spruchkörper 

                                                 
1 Schlosser, Jurisdiction and International Judicial and Administrative Co-Operation, RdC 284 
(2000), 13 – 418. 
2 In der Rechtswissenschaft umschreibt der Begriff des Paradigmenwechsel einen methodischen 
oder prinzipiellen Perspektivenwechsel. Dieser kann beispielsweise mit der Verabschiedung einer 
Kodifikation einhergehen, wenn sich das Interesse eines Rechtsgebiets von der Erforschung und 
Sichtung der überkommenen Rechtsquellen der Auslegung und Systembildung innerhalb der 
Kodifikation zuwendet. Es können sich aber auch – wie das Beispiel der Rechtshilfe verdeutlicht – 
die zugrunde liegenden Prinzipien verschieben. 
3 Diese Beschreibung ist natürlich in gewisser Weise idealtypisch und damit überzeichnend. Sie 
zeigt jedoch zum einen die Ausgangssituation der Rechtshilfe und verdeutlicht zum anderen die 
Zielrichtung der aktuellen Entwicklung, der im Folgenden nachgegangen wird. 
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erhebliche Begründungslasten auferlegten, ohne dass ein positiver Bescheid über 

den Fortgang des Verfahrens erwartet werden konnte.4 Die Durchführung der 

Rechtshilfe führte mithin zur Mediatisierung des Prozessgerichts und der 

Prozessparteien, bewirkte erhebliche Zeitverzögerungen, gepaart mit 

Ungewissheiten, ob überhaupt ein derartiges Vorgehen Erfolg haben würde.  

Auf völkerrechtlicher Ebene glichen die Nationalstaaten die unbefriedigende 

Ausgangslage durch bi- und multilateraler Verträge aus, vor allem im Rahmen der 

Haager IPR-Konferenz (1893).5 Zuvor hatte der Vertrag von Montevideo (1889) 

das Internationale Zivilverfahrensrecht zwischen den südamerikanischen Staaten 

vereinheitlicht. Wenig später folgte das Haager Übereinkommen zum Zivilprozess 

(1896/1905).6 Diese Rechtsinstrumente sprachen wesentliche Regelungsaufgaben 

an: Zustellungen, Beweisaufnahme, Prozesskostensicherheit, Armenrecht (bzw. 

Prozesskostenhilfe).7 Die Kooperationsmechanismen blieben jedoch hoheitlich 

geprägt; die Rechtshilfe war als Aufgabe der Justizverwaltung konzipiert: Die 

Ersuchen liefen weiterhin über Prüfstellen, Zentrale Behörden und standen unter 

dem Vorbehalt des ordre public. Internationale (auch regionale) Organisationen 

haben die Rechtshilfe im Verlauf des 20. Jahrhunderts durch eine Vielzahl 

erneuerter Konventionen vereinfacht und effektuiert – freilich um den Preis 

schwieriger Abgrenzungsfragen in temporärer und territorialer Hinsicht, die durch 

die langwierigen und heterogenen Ratifikationen der Übereinkommen verursacht 

wurden. 

In den letzten zwei Jahrzehnten ist das Rechtsgebiet in Bewegung geraten.  Das 

hat mehrere Ursachen. Zum einen verfolgen die mit der Rechtsetzung in diesem 

Bereich befassten Internationalen Organisationen zunehmend pragmatische, 

informale Regulierungsstrategien; auch vor dem Hintergrund einer wachsenden 

Konkurrenz zu regionalen Akteuren, die über ungleich effizientere 

                                                 
4 Restregelungen finden sich weiterhin in §§ 4 ff. ZRHO, zur verfassungsrechtlichen Einordnung der 
Rechtshilfe Geimer, IZVR (6. Aufl. 2009), Rdn. 263 ff. 
5 Zur Rechtsentwicklung Schack, RabelsZ 57 (1993), 224 ff. 
6 Übereinkommen über den Zivilprozess vom 17.7.1905 (RGBl. 1909 409), ersetzt durch das 
Übereinkommen vom 1.3.1954 (BGBl. 1958 II 577) sowie das Haager Übereinkommen über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen 
vom 15.11.1965 (BGBl. 1977 II 1453); Haager Übereinkommen über die Beweisaufnahme im Ausland 
in Zivil- oder Handelssachen vom 18.3.1970 (BGBl. 1977 II 1472). 
7 Wegweisend war bekanntlich Mancini, Clunet 1 (1874), 221-239 und 285-304.  
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Regelungsmechanismen verfügen und engere Kooperationswege vorhalten.8 

Damit hat sich die „Architektur“ der Rechtshilfe verändert: Heute werden globale 

Regelungsinstrumente von regionalen Instrumenten ergänzt und effektuiert. Einen 

Perspektivenwechsel hat auch der verstärkte Austausch zwischen Akteuren aus 

unterschiedlichen Rechtskreisen bewirkt: Das Common Law wird nicht von der 

scharfen Abgrenzung zwischen Privat- und öffentlichen Recht dominiert, was 

pragmatische Lösungen im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr erleichtert.9 

Zudem ermöglichen Informationstechnologien (ICT)10 quasi weltweit effiziente 

Kommunikations- und Kooperationsformen, die die überkommenen, 

schwergängigen Mechanismen der Rechtshilfe in Frage stellen: Wer mit seinem 

Geschäftspartner im Ausland per e-mail und twitter in Echtzeit kommuniziert, ist 

doch überrascht zu erfahren, dass Zustellungen selbst in manchen EU-

Mitgliedstaaten nicht nur Tage, sondern sogar Monate beanspruchen können.11 

Ein weiterer Grund sind die Menschenrechte,12 die in konzeptioneller Hinsicht die 

Perspektive verändern. Bei grenzüberschreitenden Verfahren tritt das Interesse 

der beteiligten Staaten in den Hinter-, die Interessen der Parteien dagegen in den 

Vordergrund. Für Letztere sind effektive Rechtsbehelfe entscheidend, die 

wirksamen Rechtsschutz in grenzüberschreitenden Verfahren gewährleisten. Die 

Menschenrechte fordern effektive Verfahren regelrecht ein: Der Schutz von 

Kindern bei grenzüberschreitenden Entführungen soll nicht an unnötig formalen, 

komplizierten und zeitaufwändigen Verfahren scheitern.13  

Zugleich treten freilich neue Gefährdungen auf. Die Entformalisierung und die 

Effektuierung der justiziellen Kooperation, die Einschaltung zusätzlicher Akteure 

können das Verhältnis zwischen den Parteien und dem Prozessgericht verändern, 

                                                 
8 Zur Konkurrenz zwischen der Haager IPR-Konferenz und dem europäischen Zivilprozessrecht vgl. 
Hess, EuZPR § 5 II, Rdn. 38 ff. 
9 Zu der Frage, ob man überhaupt“ Rechtskreise” im Prozessrecht unterscheiden kann, Koch, 
ZEuP, 2007, 735 ff. 
10 Information and Communication Technologies, dazu Gascón Inchausti, Electronic Service of 
Documents – National and International Aspects, General Report IAPL 2010 – Electronic Justice, S. 
29 ff. 
11 Mainstrat, Study on the Application of Regulation 1348/2000/EC (2006). 
12 Dazu aus kollisionsrechtlicher Sicht Kinsch, Droit international privé et droits de l’homme, droits 
fondamentaux, RdC 318 (2007), 19 ff. 
13 Nach der Rechtsprechung des EGMR eröffnet Art. 6 EMRK sogar ein Recht auf Zugang zum 
Gericht auf elektronischem Wege (bzgl. der Klageeinreichung), sofern ein Staat grundsätzlich eine 
elektronische Klageeinreichung zulässt, EGMR, 6/11/2009 - Lawyer Partners v. Slovakia.  
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verwischen klare Kompetenzen und können schlimmstenfalls zu 

Gehörsverletzungen und Rechtsschutzverweigerung führen. Die (neue) 

Rechtsprechung des Straßburger Gerichtshofs für Menschenrechte und des 

Europäischen Gerichtshofs zur Auslegung der Haager Rechtshilfeübereinkommen 

verdeutlicht, dass hier neue Konfliktlagen auftreten.14  

Bevor auf einzelne Regelungsbereiche der justiziellen Kooperation einzugehen ist, 

sind der Begriff und damit zugleich der Gegenstand des Generalberichts zu klären: 

Justizielle Kooperation wird hier nicht etwa gleichbedeutend mit dem 

internationalen Zivilprozessrecht an sich verwendet.15 Vielmehr wird der Begriff 

enger verstanden, nämlich bezogen auf die Zusammenarbeit von Gerichten und 

Justizbehörden bei der Durchführung von grenzüberschreitenden Verfahren. Es 

geht nicht um die Koordination von Prozessen bei der internationale Zuständigkeit, 

Rechtshängigkeit und Anerkennung von Urteilen, sondern um die Kooperation im 

laufenden Verfahren bei der Vornahme von extraterritorialen Prozesshandlungen, 

insbesondere Zustellungen und Beweisaufnahmen, aber auch um den 

unterstützenden einstweiligen Rechtsschutz für ausländische 

Hauptsacheverfahren (etwa im Rahmen des HKÜ), um Hilfestellungen bei der 

Ermittlung ausländischen Rechts, um die koordinierte Abwicklung 

grenzüberschreitender Insolvenzen – kurz um aktuelle Entwicklungen in der 

„klassischen“ internationalen Rechtshilfe unter Einschluss funktional verwandter 

Rechtsgebiete wie dem einstweiligen Rechtsschutz.16 

 

II. Die überkommene Ausgangslage 

Die Neuorientierung des Rechtsgebiets von der grenzüberschreitenden Rechtshilfe 

hin zur justiziellen Kooperation wird deutlich, wenn man sich die Ausgangslage 

verdeutlicht: Die klassische Rechtshilfe beruht auf dem völkerrechtlichen Konzept der 

                                                 
14 EGMR 25.1.2000, Ignaccolo-Zenide v. Romania, no. 31679/96; 8.1.2008, P.P. v. Poland, 
19055/05; Beaumont, The Jurisprudence of the European Court of Human Rights and the European 
Court of Justice on the Hague Convention on International Child Abduction, RdC 335 (2008), 9, 24 
ff. – dazu unten IV. 
15 So tendenziell Schlosser, RdC 284, 13, 25; ähnlich Tskrikas, Landesbericht Griechenland, S. 1 ff. 
16 Die Erstellung des Generalberichts erfolgte – abweichend von der üblichen Praxis der IAPL  – 
nicht auf der Basis von Nationalberichten, die anhand von Fragebögen erstellt wurden, sondern, 
beginnend mit meinem Aufenthalt am Georgetown University Law Center (2009) in Gesprächen mit 
Kollegen aus Wissenschaft und Praxis. Besonders zu erwähnen sind: A. Dickinson, S. Jeong, D. 
Stewart, A. Schulz, D. Tsikrikas. 
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Gebietshoheit. Danach werden Zivilprozesse als Ausübung staatlicher Hoheitsgewalt 

angesehen; folglich ist die Gerichtsgewalt im Ausgangspunkt territorial begrenzt.17 

Der Zugriff auf Parteien oder Beweismittel im Ausland erfordert mithin die Mitwirkung 

des ausländischen Staates im Wege zwischenstaatlicher Rechtshilfe, dies bedeutete 

traditionell die Einschaltung „diplomatischer Kanäle“, zumindest ein förmliches 

Rechtshilfeersuchen.18  

Die völkerrechtliche Konzeption der internationalen Rechtshilfe hat für die 

Durchführung von Zivilprozessen mit Auslandsberührung mehrere Nachteile. 

Zunächst deshalb, weil die Entscheidung über die Rechtshilfe als ein Akt der 

Außenpolitik galt. Hierüber entscheidet nicht das Prozessgericht, sondern die 

Exekutive nach freiem Ermessen.19 Parteien und erkennendes Gericht bleiben 

mediatisiert: Sie haben keinen Anspruch auf Durchführung der zwischenstaatlichen 

Rechtshilfe. Umgekehrt steht es im Ermessen des ersuchten Staates, ob er 

ausländische Rechtshilfeersuchen durchführt.20 Nur auf der Basis von 

Staatsverträgen besteht eine Rechtspflicht zur Gewährung von Rechtshilfe.21 

Ein weiterer Nachteil ist die Anwendung von mehreren Prozessrechten auf einen 

einheitlichen Vorgang (etwa eine Zustellung oder eine Beweisaufnahme): Der 

ersuchende Staat stellt den Antrag auf Rechtshilfe im Rahmen seines Prozessrechts; 

der ersuchte Staat führt das Rechtshilfeersuchen nach seinem Verfahrensrecht 

durch.22 Bei der Übermittlung der Rechtshilfeersuchen ist zudem das einschlägige 

                                                 
17 „Eigene wie fremde Gerichtsgewalt machen an den Staatsgrenzen halt“, Schack, IZVR, Rdn. 157, 
196; Geimer, IZPR, Rdn. 363, 371; Wieczorek/Schütze/Ahrens, § 363 ZPO (3. Aufl. 2010), Rdn. 9 ff.; 
H. Buxbaum, AJCL 2009, 631. 
18 Sie erfolgt im sog. „vertragslosen Rechtshilfeverkehr“ unmittelbar durch die Einschaltung 
diplomatischer bzw. konsularischer Vertreter im Ausland, häufig vermittelt durch die Zwischenschaltung 
der Außenministerien des ersuchten Staates. 
19 So deutlich Schack, IZVR, Rdn. 199; Geimer, IZPR, Rdn. 3636 ff.; kritisch Schlosser, GS 
Constatinescu (1993), S. 653 ff. Zur Rechtslage in Frankreich vgl. Corneloup/Corneloup, Rev. Crit. 89 
(2000), 641 ff. 
20 Die „passiv Betroffenen“ (Zustellungsadressaten, Zeugen) können ihrerseits nicht geltend machen, 
dass die Rechtshilfe gegen staatliche Interessen verstößt, BGHZ 87, 385, 389, zu Recht kritisch 
Wieczorek/Schütze/Ahrens, § 363 ZPO, Rdn. 34 f. 
21 Schack, RabelsZ 57 (1993), 224, 232. Diese Konzeption steht heute in auffallender Diskrepanz 
zum menschenrechtlichen Justizgewährungsanspruch der Partei im Zivilprozess. 
22 Dies ist Folge des lex fori-Grundsatzes, der eine Anwendung ausländischen Verfahrensrechts im 
Inland ausschließt, dazu Leipold, Lex fori, Souveränität, Discovery (1989), S. 25 ff. (zum internationalen 
Zivilprozessrecht).  
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völkerrechtliche Übereinkommen zu beachten.23 Die Kumulation führt zu Friktionen 

und zu Fehleranfälligkeit, sie verkompliziert und verlangsamt die 

Rechtshilfeverfahren.24 Erfahrene Beklagte nutzen diese Ausgangslage, um 

Verfahren mit Auslandsberührung praktisch zu vereiteln.25 Die Reaktion der 

nationalen Gesetzgeber besteht in der Zulassung fiktiver Prozesshandlungen mit der 

Folge handgreiflicher Diskriminierung ausländischer Verfahrensbeteiligter.26 Die 

Rechtspraxis weicht auf extraterritoriale Beweisanordnungen und auf informelle 

Übermittlungswege bzw. „parteiorganisierte“ Beweisaufnahmen aus.27 

Die Schwierigkeiten der überkommenen Rechtshilfe verdeutlichte das Beispiel der Zustellung 

einer Schadensersatzklage gegen die frühere UdSSR nach der Reaktorkatastrophe von 

Tschernobyl (1988)28: Das LG München I bemühte sich um die Bewirkung der Zustellung, die 

im Wege der Rechtshilfe über die (damalige) Zentralstelle für Bayern (Justizministerium), das 

Auswärtige Amt und die deutsche Botschaft in Moskau. Nachdem die Klage anhand der 

ZRHO von den jeweils befassten Stellen jeweils erneut geprüft worden war, erreichte die 

Klageschrift nebst Übersetzung die deutsche Botschaft in Moskau. Diese schickte das 

Konvolut mit dem Bemerken zurück, man könne das Ersuchen nicht weiterleiten, weil in der 

Übersetzung ins Russische die Bezeichnung „Deutschland“ anstelle von „Bundesrepublik 

Deutschland“ verwendet worden sei – man sei sich gewiss, dass das Außenministerium 

diese Übersetzung zurückweisen werde. Damit konnte der Kläger nach mehreren Monaten 

Zuwarten wieder ganz neu beginnen – letztlich gab er die Rechtsverfolgung auf. 

 

III. Unterschiedliche Regelungsbereiche in ihrer ak tuellen Entwicklung 

Zustellungen an ausländische Adressaten und Beweisaufnahmen im Ausland 

bilden die traditionellen Kernbereiche der Rechtshilfe. Auf globaler Ebene gelten 

hier die Haager Übereinkommen von 1965 und 1970, die kontinuierlich von neuen 

Vertragsstaaten ratifiziert werden.29 Zugleich bemüht sich die Haager IPR-

                                                 
23 Die Verfahrensakte des ersuchten Gerichts müssen den Verfahrensgrundsätzen des 
Prozessgerichts genügen. Vogel, Perspektiven des internationalen Strafprozessrechts (2005), S. 25 ff. 
24 Die Einschaltung mehrerer hintereinander geschalteter Prüf- und Kontrollstellen des ersuchenden 
wie des ersuchten Staates bewirkt Zeitverluste, dazu Linke, in: Gottwald (Hrg.), Grundfragen der 
Gerichtsverfassung (1997), S. 95 ff. 
25 Ein probates Mittel ist die Hinterlegung sog. „Schutzschriften“ bei den Zentralstellen, um eine 
Weiterleitung der Ersuchen im Vorfeld zu verhindern.  
26 Vgl. Hess, NJW 2001, 15 ff. (zur Zustellungsfiktion nach §§ 175 f. ZPO a.F.); Schlosser, RdC 284 
(2000), 13, 94 ff. 
27 Zu Umgehungspraktiken Schack, IZVR, Rdn. 720 ff. 
28 Dazu Hess, Staatenimmunität bei Distanzdelikten (1992), S. 154 f.; Mansel, IPRax 1988, 268 ff. 
29 So hat beispielsweise Südkorea im Jahr 2010 sowohl das HZÜ als auch das HBÜ ratifiziert.  
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Konferenz um pragmatische Verbesserungen der Instrumente unterhalb förmlicher 

Vertragsänderungen. Auf regionaler Ebene (Europa30, Amerika31) sind neue 

Instrumente hinzugekommen, die praktische Verbesserungen bewirken. Erste 

regionale Entwicklungen haben auch in Asien32 und in Afrika33 eingesetzt. Die 

Informationstechnologie wird hier eine erhebliche Modernisierung und 

Effektuierung bewirken. Dynamische Entwicklungen sind im internationalen 

Familienrecht zu konstatieren. Auch im einstweiligen Rechtsschutz und im 

Insolvenzrecht setzen Entwicklungen ein, die mittelfristig die internationale 

Rechtshilfe nachhaltig verändert. 

1. Internationale Zustellungen 

a) Das Haager Zustellungsübereinkommen 

Auf globaler Ebene regelt das Haager Zustellungsübereinkommen vom 15.11.1965 

die Übermittlung von gerichtlichen und außergerichtlichen Schriftstücken in 

inzwischen 64 Vertragsstaaten. Als das HZÜ in den 1960er Jahren erarbeitet 

wurde, ging es vor allem um die Ersetzung der konsularischen Zustellung durch 

die Zustellung über Zentralbehörden, mithin um eine Vereinfachung der 

Übermittlungswege.34 Als innovativ erwiesen sich hingegen die ergänzenden 

Regelungen (Art. 8 ff. HZÜ) zu weiteren Zustellungswegen, insbesondere zur 

postalischen Direktzustellung. Diese Vorschriften haben kontinentaleuropäische 

Vertragsstaaten (aufgrund zugelassener Vorbehalte) zwar nicht ratifiziert. Sie 

haben sie jedoch im Rahmen der Europäischen Zustellungsverordnung (2000) 

akzeptiert – inzwischen prägt die preiswerte und (relativ) schnelle postalische 

Direktzustellung die Praxis im Europäischen Justizraum, auch wenn sie den 

Zustellungsvorgang als solchen nicht hinreichend dokumentiert.35 

Das inzwischen 46 Jahre alte HZÜ folgt dem überkommenen Verständnis der 

Zustellung als Hoheitsakt, erlaubt die Ablehnung des Ersuchens bei der 

                                                 
30 Verordnung (EG) 1393/2007 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke in Zivil und Handelssachen, ABl. EU 2007 L 324/79. 
31  OAS: Inter-American Convention on Letters Rogatory, signed in Panama on January 30, 1975 
and Additional Protocol signed in Montevideo on May, 8, 1979.  
32 ASEAN Ministerial Understanding on The Organizational Arrangement for Cooperation in the 
Legal Field (1986), http://www.asean.org/19880.htm 
33 Zwischen den französisch-sprachigen Staaten im Rahmen der OHADA. 
34 Zutreffende historische Einschätzung bei Schack, RabelsZ 57 (1993), 224, 246 f. 
35 Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 8 I Rdn. 20 ff. 
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Gefährdung seiner Hoheitsrechte oder Sicherheit (Art. 13 HZÜ),36 setzt auf den 

förmlichen Zustellungsverkehr durch Zentralstellen (Central Authorities) und auf die 

Benutzung von Begleitformularen.37 Als das Übereinkommen konzipiert wurde, 

waren moderne Kommunikationsformen, etwa durch Fax, e-mail oder RSS, 

unvorstellbar – ein Telefonat ins Ausland war ein aufwändiger technischer Vorgang 

von oft zweifelhafter Qualität. Dennoch ermöglichen offene Formulierungen des 

HZÜ dessen Anpassung an die geänderten technischen Möglichkeiten.  

Das Ständige Büro der Haager Konferenz hat das Problem der „alternden 

Konvention“ erkannt, die wegen der notwendigen Ratifikationen praktisch keiner 

Abänderung zugänglich ist. Die Haager Konferenz wirkt durch informelle 

Maßnahmen auf Modernisierung hin.38 Bemerkenswert ist dabei die mehrsprachige 

Website der Haager Konferenz. Sie enthält eine spezielle „Service Section“.39 Dort 

werden die Texte der Rechtsakte nebst erläuternden Berichten vorgehalten, es 

können die Formulare zu den Rechtsakten herunter geladen, zum Teil online 

ausgefüllt werden, es finden sich Informationen über zuständige (Zentral-)Stellen in 

den Vertragsstaaten. Eine Datenbank dokumentiert die Rechtsprechungspraxis der 

Vertragsstaaten. Darüber hinaus hat die Konferenz mehrsprachige Handbücher 

zur Anwendung der Konventionen ins Netz gestellt.40 

Alle Übereinkommen der Haager Konferenz unterliegen einer regelmäßigen 

Überprüfung durch sog. „Special Commissions“.41 Diese setzen sich aus Vertretern 

der Vertragsstaaten zusammen und diskutieren auf Tagungen die praktische 

Anwendung der Instrumente.42 Grundlage sind Umfragen (Fragebögen) bei den 

Mitgliedstaaten sowie vorbereitende Studien, die das Büro der Haager Konferenz 

vorbereitet. Die Ergebnisse der Treffen werden als „Conclusions and 

                                                 
36 Dazu BVerfGE, 91, 335, 341; BVerfG, NJW 2007, 3710.  
37 Schack, IZVR, Rdn. 680 ff. 
38 Die Schwierigkeiten des völkerrechtlichen Regelungsinstruments verdeutlichen die geringen 
Zahlen der Zeichnungen bzw. Ratifikationen beim Unterhaltsübereinkommen 2007 (zwei 
Zeichnungen) und beim Gerichtsstandsübereinkommen (unterzeichnet haben die EU und die USA, 
ratifiziert nur Mexiko).  
39 http://www.hcch.net/index_en.php?act=text.display&tid=44 (besucht am 15.7.2011). 
40  http://www.hcch.net/index_en.php (besucht am 15.7.2011). 
41 Die Special Commission on the Practical Operation of the Hague Apostille, Service, Taking of 
Evidence and Access to Justice Conventions ist in den Jahren 1977, 1989, 2003 und 2009 
zusammengetreten. 
42 Die Vertragsstaaten entsenden häufig ausgewiesene Fachleute, NGOs werden als Beobachter 
zugelassen. Die Special Commission tagt in der Regel mehrere Tage in Den Haag. 
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Recommendations“ förmlich beschlossen und online gestellt. Dort verhält sich die 

Special Commission zu Auslegungs- und Anwendungsfragen und beschließt 

Empfehlungen zu „best practices“. Die „Conclusions and Recommendations“ 

verstehen sich zunächst als Interpretationshilfe, die eine autonome und einheitliche 

Auslegung der Haager Konventionen fördern soll.43 Darüber hinaus konkretisieren 

die Empfehlungen die Verfahrensabläufe der Übereinkommen: Die allgemeine 

Vorschrift des Art. 4 HZÜ, dass die ersuchte Zentralen Behörde die ersuchende 

Zentrale Behörde „unverzüglich“ über die Nichterledigung des 

Zustellungsersuchens zu informieren hat, konkretisiert Recommendation No 23 

dahin, dass diese Erledigungszeit für derartige Informationen nicht länger als 30 

Tage dauern soll. Sie enthält zudem eine detaillierte Handlungsanweisung für die 

gemeinsame Überwindung von Hindernissen durch die ersuchende und die 

ersuchte Stelle.44 

In völkerrechtlicher Hinsicht entfalten die „Conclusions and Recommendations“ 

zwar keine unmittelbare Rechtsbindung, sie sind jedoch als spätere Praxis nach 

Art. 31 III lit. b) Wiener Vertragsrechtsübereinkommen bei der Auslegung der 

Konventionen zu berücksichtigen.45 Damit können sie durchaus zur Klarstellung 

von Auslegungszweifeln beitragen; dürfen jedoch nicht über den 

Regelungsgegenstand der Übereinkommen hinausgehen. Mit Hilfe dieser 

informalen Implementierungsmechanismen ist es gelungen, die 

Zustellungskonvention (vorsichtig) an den zwischenzeitlich erreichten Stand der 

Technik anzupassen. Eine Zustellung auf elektronischem Wege lässt sich freilich 

im Regelungsrahmen der Zustellungskonvention nicht herbeiführen. Denn 

inhaltliche Modifikationen erfordern eine Änderung des operativen Textes.46 

                                                 
43 Speziell zur Zustellungskonvention hat die Kommission darauf verwiesen, dass die offene 
Formulierung des HZÜ eine „dynamische“ Interpretation und dessen Anpassung an die neuen 
technischen Möglichkeiten durchaus zulässt, Conclusions and Recommendations Adopted by the 
Special Commission on the Practical Operation of the Hague Apostille, Evidence and Service 
Convention, Oct./Nov. 2003, nos 59-64, zugänglich unter: http://www.hcch.net (besucht am 
15.7.2011). 
44 Inhaltlich nehmen die Empfehlungen die Kooperationsmechanismen auf, die in jüngeren Haager 
Übereinkommen rechtsverbindlich geregelt sind, vgl. Art. 12 Haager Unterhaltsübereinkommen vom 
23.11.2007, KOM (2009) 373 endg. 
45 Dazu Ipsen, Völkerrecht, § 11, Rdn. 14; Shaw, International Law (6th ed. 2008), S. 934 f. 
46 Bemerkenswert ist die in Recommendation (2009) Nr. 17 enthaltene Aussage, dass die „notice“ 
im Rahmen einer class action (etwa F.R.C.P. 23) nicht unter den Anwendungsbereich des HZÜ 
fällt. Aus dem Wortlaut und Zweck des HZÜ ergibt sich diese Begrenzung nicht, zumindest wenn 
die represented plaintiffs namentlich bekannt sind.  
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b) Zustellungen im Europäischen Justizraum 

aa) Die Zustellungsverordnung 

Auf regionaler Ebene geht vor allem die grenzüberschreitende Zustellung im 

Europäischen Justizraum über den Regelungsrahmen des HZÜ hinaus. Den 

Ausgangspunkt bildete die Zustellungsverordnung (VO 1348/00/EG), die sich 

zunächst eng an das Modell des HZÜ anlehnte, jedoch auch inhaltliche 

Verbesserungen vorsah47: Im förmlichen Verkehr wird auf die Einschaltung von 

Zentralstellen verzichtet, ersuchendes und ersuchtes Gericht kommunizieren 

unmittelbar mit einander, mit Hilfe des Justiziellen Netzes. Ein weiterer Fortschritt 

war die zwingende Zulassung der postalischen Direktzustellung. Denn die 

postalische Zustellung ist schnell und kostengünstig; freilich mit einer hohen 

Fehlerquote (fast 50%) behaftet und dokumentiert den Zustellungsvorgang oft nur 

unzureichend.48 Verbesserungen gibt es auch bei der Überwindung von 

Sprachbarrieren: Anders als nach Art. 5 III HZÜ, der die Übersetzung des 

zuzustellenden Schriftstücks bei der förmlichen Zustellung zwingend vorschreibt, 

ist nach Art. 8 ZustVO eine Übersetzung entbehrlich, wenn der Adressat die 

Sprache des Schriftstücks versteht.49 Der EuGH hat bekanntlich die Vorgaben der 

Verordnung weit interpretiert und die Sprachregelung dahin erweitert, dass eine 

rückwirkende Heilung von Zustellungsmängeln möglich ist.50 Inzwischen hat die 

Neufassung der Verordnung diese Rechtsprechung aufgenommen und die Sprach- 

und Heilungsvorschriften auch für die postalische Direktzustellung übernommen 

(Art. 8 IV ZustVO).51 

Die eigentliche Neuerung der EuZustVO betrifft weniger die Regelungstechnik als 

vielmehr die veränderte Grundkonzeption: Nach der Rechtsprechung des EuGH 

bezweckt die Zustellung die Information des Adressaten (Beklagten) über das 

anhängige Verfahren; sie eröffnet zugleich dem Kläger den Zugang zum Gericht.52 

Damit stehen die Parteiinteressen im Vordergrund, Souveränitätserwägungen sind 
                                                 
47 Zu Einzelheiten vgl. Hess, EuZPR, § 8 I, Rdn. 12 ff. 
48 Hess, EuZPR, § 8 I, Rdn. 20 ff. 
49 EuGH, 8.5.2008, Rs. C-14/07, Weiss & Partner GbR./.Industrie- und Handelskammer Berlin, Slg. 
2008 I-3367, Rdn. 46. 
50 EuGH, 8.11.2005, Rs. C-443/03, Götz Leffler./.Berlin Chemie AG, Slg. 2005 I-9611, Rdn. 41 ff. 
51 Adolphsen, EuZVR (2011), S. 225 ff. 
52 EuGH, 8.5.2008, Rs. C-14/07, Weiss & Partner GbR./.Industrie- und Handelskammer Berlin, Slg. 
2008 I-3367. 
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entfallen – wie der Wegfall des ordre public-Vorbehalts zeigt. Im Europäischen 

Justizraum sind grenzüberschreitende Hoheitsakte zugelassen – zumindest wenn 

man die postalische Direktzustellung als einen Hoheitsakt ansieht.  

 

bb) Zustellungen in neueren EU-Rechtsinstrumenten 

Inhaltlich regelt die EuZustVO jedoch nur die Übermittlung des Schriftstücks, nicht 

hingegen den eigentlichen Zustellungsvorgang (mit Ausnahme der postalischen 

Direktzustellung nach Art. 14 ZustVO). Hier gehen einige spezielle Rechtsakte der 

Union weiter, nämlich die Vollstreckungstitelverordnung,53 auch die Verordnungen 

zum Mahn-54 und zum Bagatellverfahren.55 Diese regeln den Zustellungsvorgang 

selbst und enthalten prozessuale Sachnormen zur Zustellung, Ersatzzustellung 

und zur Heilung von Zustellungsfehlern. Die zum Teil sehr detaillierten Vorschriften 

sind nicht immer inhaltlich identisch, bewirken jedoch eine zunehmende 

Vergemeinschaftung der Zustellungsrechte. Der weit reichende Zugriff des 

Unionsgesetzgebers auf die nationalen Prozessrechte legitimieren die Bedürfnisse 

der Parteien nach Rechtssicherheit und klarer Dokumentation des 

Zustellungsvorgangs – handgreiflicher Vorteil ist die Unterstellung der Zustellung 

unter ein einheitliches Recht, mit dem das Prozessgericht vertraut ist. Mittelfristig 

geraten zugleich die nationalen Zustellungsrechte unter Anpassungszwang; zumal 

die Vorhaltung unterschiedlicher Zustellungsrechte im Zivilprozess die 

Fehleranfälligkeit erhöht. Angesichts dieser Entwicklungen bleibt es abzuwarten, 

ob die ZustVO als klassisches Rechtshilfeinstrument mittelfristig an praktischer 

Bedeutung verliert.56 

cc) Elektronische Zustellungen 

Die eigentliche Herausforderung im Zustellungsrecht betrifft jedoch den Einsatz 

von Informationstechnologie. Bei elektronischen Zustellungen steht das 

europäische Prozessrecht noch in den Anfängen – nicht zuletzt vor dem 

Hintergrund der fehlenden Öffnung der nationalen Verfahrensrechte für den 

                                                 
53 VO 805/004/EG, dazu Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 10 I, Rdn. 10 ff.  
54 VO 1896/2006/EG, dazu Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 10 II, Rdn. 48 ff. 
55 VO 861/2007/EG, dazu Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 10 III, Rdn. 87 ff. 
56 Die UnterhaltsVO (4/2009) und die nunmehr vorgeschlagene Verordnung zur 
grenzüberschreitenden Kontenpfändung (KOM [2011] endg.) verzichten hingegen auf eine 
Regelung des Zustellungsvorgangs und verweisen auf die VO 1393/07/EG. 
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elektronischen Rechtsverkehr.57 „E-Service“ wird bisher von europäischen 

Zivilgerichten kaum zugelassen, eine grenzüberschreitende Direktzustellung der 

Klage per e-mail ist derzeit ausgeschlossen.58 Immerhin lässt Art. 4 I EuBagVO die 

elektronische Einreichung des Klageformulars bei Gericht zu – sofern dies das 

Prozessrecht des jeweiligen Mitgliedstaates erlaubt. Für die Zustellung verweist 

Art. 13 EuBagVO auf die detaillierten Regelungen der Art. 13 und 14 der EuVTVO, 

die (bei Einverständnis des Adressaten) eine elektronische Zustellung mit 

Sendebestätigung (Art. 14 f. EuVTVO) zulässt.59 Die letztlich rudimentären 

Regelungen zeigen, dass das Unionsrecht die Effektuierungsmöglichkeiten der 

elektronischen Zustellung nur sehr zögerlich angeht.  

Rechtspolitisch vermag der aktuelle Zustand nicht zu überzeugen: Zumindest im 

Geschäftsverkehr sollte die elektronische Zustellung des das Verfahren 

einleitenden Schriftstücks möglich sein – immerhin wird dort ganz überwiegend 

über elektronische Briefkästen kommuniziert. Die Vorhaltung einer „professionellen 

Mailbox“ ist Kaufleuten zuzumuten. Zu erinnern ist auch an die Praxis in der 

Schiedsgerichtsbarkeit, wo zwar nicht die Schiedsklage, wohl aber die folgenden 

Verfügungen des Schiedsgerichts mit den Parteien durchgehend elektronisch 

abgewickelt werden. Erst der Schiedspruch wird in Papierform ausgefertigt.60  

dd) Das Justizielle Netz in Zivilsachen 

Bei der Implementierung der EU-Rechtsakte im Prozessrecht setzt der europäische 

Gesetzgeber auf informelle Begleitmaßnahmen. Rechtsgrundlage zahlreicher 

praktischer Maßnahmen ist das Justizielle Netz in Zivilsachen, das auf der 

Entscheidung 568/2009/EG beruht.61 Es wurde bereits im Jahre 2003 eingerichtet62 

und verfolgt im Wesentlichen zwei Ziele: Es soll zum einen die unmittelbare 

                                                 
57 Vgl. dazu die ausführliche Untersuchung von Gascón Inchausti, Electronic Service of Documents 
– National and International Aspects, General Report IAPL 2010 – Electronic Justice, S. 29 ff. 
58 Anders die Rechtslage in den USA – so haben beispielsweise New Yorker Gerichte die 
Zustellung an eine bekannte E-mail von Bin-Laden zugelassen, um eine Schadensersatzklage 
zulässig zu machen.  
59 Gascón Inchausti, Electronic Service of Documents – National and International Aspects, General 
Report IAPL 2010 – Electronic Justice, S. 29 ff. 
60 Beispiel:  
61 ABl. 2009 L 168/35 in Kraft seit dem 1.1.2010 dazu Weinbörner/Plötzgen-Kamradt, Mitteilungen 
des Bundesamts für Justiz Nr. 3/2009, 2 ff. 
62 Entscheidung 2001/470/EG über die Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes für Zivil- 
und Handelssachen ABl. L 174 vom 27.6.2001, S. 25. 
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Kooperation zwischen den Gerichten und den Justizbehörden der Mitgliedstaaten 

verbessern. Zum anderen sollen Datenbanken mit praktischen Informationen über die 

einschlägigen Durchführungsvorschriften zu den Gemeinschaftsrechtsakten in den 

Mitgliedstaaten und über die jeweils zuständigen Justizorgane aufgebaut werden.63  

Zur Verbesserung der Kommunikation haben die Mitgliedstaaten sog. Kontaktstellen 

eingerichtet. Nach Art. 5 der ES 568/2009/EG sollen die Kontaktstellen die nationalen 

Gerichte und Justizbehörden bei der Abwicklung von Rechtshilfeersuchen unterstützen, 

insbesondere in sprachlicher Hinsicht und bei der Informationsbeschaffung (einschließlich der 

Auskünfte über ausländisches Recht). Zudem werden alle von den EG-Instrumenten 

vorgesehenen „Zentralstellen“ in das Netzwerk eingebunden (Art. 2 lit. b) ES 568/2009/EG). 

Ihre Aufgabe ist die Weiterleitung von Rechtshilfeersuchen im direkten Verkehr und die 

Unterstützung nationaler Gerichte und Justizbehörden bei der Behebung von praktischen 

Schwierigkeiten.64 Einbezogen sind auch die Verbindungsrichter und Staatsanwälte bei den 

jeweiligen Zentralstellen sowie andere Justiz- und Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten, 

deren Teilnahme am Netz „sinnvoll“ erscheint.65  

Das Justizielle Netz operiert zunächst als „Diskussionsforum und Plattform für den 

Informationsaustausch zwischen seinen Mitgliedern. Es organisiert regelmäßige 

Treffen zwischen den Mitarbeitern der Kontakt- und Zentralstellen (Art. 9 ff. ES 

2001/470/EG).66 Dort werden praktische Schwierigkeiten bei der Anwendung der 

Gemeinschaftsinstrumente diskutiert.67 Im Jahr 2008 hatten die Mitgliedstaaten 437 

Mitglieder des Netzes der Kommission mitgeteilt. In den meisten Mitgliedstaaten gibt 

es zwischen zwei und fünf Kontaktstellen – Deutschland hat, aufgrund seiner 

unübersichtlichen föderalen Struktur zunächst 16 Kontaktstellen benannt.68 Seit 2007 

                                                 
63 Dazu Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 1, Rdn. 33; Carl/Menne, Verbindungsrichter und 
direkte richterliche Kommunikation im Familienrecht, NJW 2009, 3537 ff. 
64 Die Kommission hat die Mitgliedstaaten aufgefordert, bis zum Juni 2002 die Namen und 
Referenzdaten der nationalen Kontaktstellen, einschließlich deren Kommunikationsmöglichkeiten und 
Sprachkompetenzen mitzuteilen, Art. 2 V und 20 ES 2001/470/EG, dazu Storskrubb, Civil Procedure 
and EU Law (2009), S. 236 f. 
65 So ausdrücklich Art. 2 I lit. d) ES 2001/470/EG. 
66 Ausweislich des Kommissionsberichts über die Evaluationen des Netzes KOM (2006) 203, S. 7 ff. 
fand ein erstes Treffen am 4.12.2002 statt, in den Jahren 2003 und 2004 folgten jeweils vier Treffen 
und fünf Treffen im Jahre 2005. Inzwischen kommen die Kontaktstellen im Durchschnitt viermal jährlich 
zusammen, alle Mitglieder des Netzes treffen sich einmal im Jahr. 
67 Beim ersten Treffen ging es etwa um die Kostenerstattungsprobleme bei der Anwendung der VO 
1348/00/EG, dazu Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 8 II, Rdn. 19. 
68 KOM (2006), 2003 endg. S. 1 f. unter 2.1. Die Einrichtung des Bundesjustizamts in Bonn (2006) 
ermöglicht die Zentralisierung der Anlaufstellen bei ausländischen Anfragen, vgl. § 16a EGGVG. 
Website: www.bundesjustizamt.de. 
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erfolgt jedoch eine gewisse „Bündelung“ im Bundesamt für Justiz als 

Bundeskontaktstelle für das EJN.69 

Das zweite Regelungsanliegen des Justiziellen Netzes ist die Vorhaltung von 

Informationen über das Europäische Prozessrecht und über die Prozessrechte der 

Mitgliedstaaten. Dies geschieht durch eine Website,70 die zum einen über die 

Europäischen Rechtsakte informiert und die notwendigen Begleitformulare (in allen 

Amtssprachen) zum Herunterladen (download) vorhält.71 Als weiteres 

Informationsmedium wurde der sog. „Europäische Justizielle Atlas“ geschaffen, der 

praktische Informationen zu den Prozessrechten der Mitgliedstaaten in den 

Amtssprachen der Gemeinschaft enthält.72 Eine interaktive Landkarte ermöglicht vor 

allem das Auffinden der zuständigen Justizorgane in den EG-Mitgliedstaaten. Zum 

anderen vereinfachen standardisierte Formulare (bzw. online austauschbare 

Textbausteine) die Kommunikation zwischen den beteiligten Justizbehörden, der 

Gebrauch einheitlicher Sprachen (zumeist Englisch) führt zu weiteren 

Erleichterungen. Inzwischen hat die EU-Kommission ein Justizportal frei geschaltet, 

das ein umfangreiches Informationsangebot in allen amtlchen Sprachen der Union 

vorhält (e.justice.europa.eu).  

 

c) Das interamerikanische Protokoll zur Zustellung (1979) 

Vergleichbare Entwicklungen wie in Europa gibt es in anderen Weltregionen nicht. 

Im Rahmen der OAS besteht jedoch ebenfalls eine regionale, justizielle 

Kooperation. Im Jahre 1979 hat die Interamerican Specialised Conference on 

Private International Law eine spezielles Portokoll zur Zustellung vorgelegt, die im 

Wesentlichen die Regelung des HZÜ, insbesondere die Übermittlung lätter der des 

verfahrenseinleitenden Schriftstücks über Zentrale Behörden regelt.73 Bisher 

haben 14 Staaten das Protokoll ratifiziert – auch die USA. Das Übereinkommen 

erleichtert die Übersetzungserfordernisse und führt vier Formblätter ein, die sich 

                                                 
69 Wagner, IPRax 2007, 87, verweist darauf, dass die Benennung von 16 deutschen Kontaktstellen 
in anderen Mitgliedstaaten „auf Erstaunen stieß“.  
70 http://ec.europa.eu/civiljustice/. 
71 Dazu Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 1, Rdn. 32 ff. 
72 Zugänglich unter: http://ec.europa.eu/civiljustice/index_en.htm. 
73 Additional Protocol to the Inter-American Convention on Letters Rogatory, signed at Montevideo, 
May 1979, dazu McClean, International Co-Operation in Civil and Commercial Matters (2002), S. 68 
ff. mit deutlicher Kritik an unpräzisen Formulierungen (des englischsprachigen Textes). 
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inhaltlich an die Formblätter des HZÜ anlehnen. Aus heutiger Sicht entspricht das 

Übereinkommen nicht mehr dem Stand der Technik, da es elektronische 

Übermittlungen nicht zulässt. Die US-amerikanischen Bundesgerichte tendieren 

zur Zulassung von elektronischen Dokumenten – mit Ausnahme der Klageschrift, 

die bei bekannter Anschrift, zumindest auch in Schriftform zuzustellen ist, vgl. 

F.RC.P. 5(b)(2)(E).74 

 

2. Justizielle Kooperation bei der prozessualen Informationsbeschaffung 

a) Das Haager Beweisübereinkommen 

Die Schwierigkeiten, unterschiedliche Prozessrechtskulturen über die Rechtshilfe 

zu vernetzen, spiegelt das Haager Beweisübereinkommen (HBÜ) wider. Das 1970 

aufgelegte Übereinkommen erfasst von seiner Zielsetzung und von seinem 

Anwendungsbereich her alle Formen der grenzüberschreitenden 

Informationsbeschaffung, es bindet derzeit 50 Vertragsstaaten.75 Das HBÜ 

ermöglicht eine Beweisaufnahme durch die Einschaltung von Zentralbehörden, die 

die Ersuchen (insofern fehlt eine wirkliche Standardisierung durch Formblätter) an 

die zuständigen Gerichte weiterleiten (Art. 1-14 HBÜ). Die Beweisaufnahme erfolgt 

nach dem Recht des ersuchten Staates, die ersuchende Stelle hat das Recht, der 

Beweisaufnahme beizuwohnen. 

Die strukturellen Probleme des HBÜ resultieren aus den bereits zur Zeit der 

Ausarbeitung unüberwindlichen Gegensätzen der Vertragsstaaten der Haager 

Konferenz über die Funktion und den Gegenstand von Rechtshilfeersuchen im 

Beweisrecht. Auf der einen Seite standen die kontinentalen Staaten Europas und 

Südamerikas, denen als Prototyp eine individuelle Zeugenbefragung oder 

Augenscheinseinnahme zu einem fest vorgegebenen Beweisthema vor Augen 

stand. Die Gegenposition findet sich (sozusagen versteckt) in Art. 23 HBÜ, der 

jedem Vertragsstaat die Möglichkeit eröffnet, einen Vorbehalt gegen 

Rechtshilfeersuchen zu erklären, die eine „pre-trial discovery of documents“ zum 

                                                 
74 F.R.C.P. 5(a)(2)  lautet:” A paper is served under this rule by (…)(C) mailing it to the person’s last 
known address — in which event service is complete upon mailing; (…)(E) sending it by electronic 
means if the person consented in writing — in which event service is complete upon transmission, 
but is not effective if the serving party learns that it did not reach the person to be served…” 
75 Zu zahlreichen Streitfragen vgl. Junker, Electronic Discovery gegen deutsche Unternehmen 
(2008), Rdn. 22 ff. 
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Gegenstand haben. Diese Vorschrift zeigt, dass die kontinentalen Staaten mit dem 

HBÜ ein strategisches Ziel verfolgten, das dem Gedanken der justiziellen 

Kooperation eigentlich zuwiderläuft: nämlich jegliche Rechtshilfe im Bereich der 

discovery zu verhindern.76 

Dieses Ziel wurde jedoch verfehlt. In der Aerospatiale-Entscheidung hat der U.S. 

Supreme Court es abgelehnt, das HBÜ als exklusives Instrument sowohl für die 

Beschaffung von Beweismitteln aus dem Ausland als auch für die 

Beweisaufnahme im Ausland anzusehen.77 Seitdem besteht der Dissens über den 

Anwendungsbereich des HBÜ zwischen die USA und die kontinental-europäischen 

Vertragsstaaten fort, in der Praxis kooperieren jedoch europäische Parteien im 

„discovery“-Verfahren bei der „production of documents“ nach Maßgabe des US-

amerikanischen Prozessrechts, um Rechtsnachteile zu vermeiden. Damit läuft das 

HBÜ weitgehend leer. Technische Entwicklungen, wie die elektronic discovery, 

verstärken diese Entwicklung, selbst wenn man die electronic discovery als 

„elektronische Hausdurchsuchung“ und damit als Beweisbeschaffung im Ausland 

qualifiziert.78 In der Rechtspraxis wird jedenfalls auch eine extraterritorial discovery 

durchgeführt mit der Folge, dass das HBÜ leer läuft. Umgekehrt nutzen 

ausländische Parteien die Möglichkeiten von 28 U.S.C. § 1782 zur Durchführung 

von discovery Verfahren zur Unterstützung ausländischer Hauptsacheverfahren.79 

Praktische Bedeutung hat das HBÜ damit vor allem bei der Befragung von Zeugen 

und der Einnahme eines Augenscheins auf dem Gebiet eines anderen 

Vertragsstaates. Eine Zeugeneinvernahme im Ausland erleichtern 

Videokonferenzen nachhaltig. Auch hier stellt sich das Problem der „alternden 

Konvention“, da das HBÜ diese Form der Beweisaufnahme schlicht nicht 

vorhersehen konnte. Das Ständige Büro der Haager Konferenz hat für dieses 

Problem eine bemerkenswerte Lösung vorgeschlagen:  Im Jahre 2008 wurde ein 

                                                 
76 Baumgartner, The proposed Hague Convention on Jurisdiction and Foreign Judgments (2003), S. 
76 ff. 
77 Société Nationale Industrielle Aérospatiale v. U.S. District Court for the Southern District of Iowa, 
482 U.S. 522 (1988), dazu Junker, Elektronic Discovery, Rdn. 45 ff.; Fields, 22 Loy. L.A. L. Rev. 
217 (1988); Kuhn, The Supreme Court's Misguided Approach to the Hague Evidence Convention, 
69 B.U. L. Rev. 1011, 1048 (1989); Smalley, How to Conduct International Discovery, 71 Am. Jur. 
Trials 1 (2009). 
78 So Junker, Electronic Discovery, Rdn. 90 ff. 
79 Intel v. Advanced Micro Devices, Inc., 542 U.S. 241, 258 (2004), dazu Myers/Valen/Weinreich, 
RIW 2009, 196 ff. 
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Arbeitspapier mit dem Titel „The taking of evidence by video-link under the Hague 

Evidence Convention”  erstellt.80 Gestützt auf eine Umfrage unter den 

Vertragsstaaten kommt das Dokument zum Ergebnis, dass eine 

Zeugenvernehmung mittels Videokonferenz mit dem HBÜ vereinbar sei. Der 

Antrag, einen im ersuchten Staat befindlichen Zeugen per Video zu vernehmen, 

sei ein Ersuchen nach Art. 3 ff. HBÜ, die grundsätzliche Zulässigkeit folge aus Art. 

9 HBÜ, wonach die ersuchte Behörde nach den Formen ihres Rechts die 

beantragte Maßnahme durchführe und dabei auch eine besondere Form der 

Durchführung ermöglichen solle, sofern diese nicht mit zwingendem Recht 

unvereinbar sei. Anwesenheit und Fragerecht des ersuchenden Gerichts eröffne 

Art. 7 HBÜ. Den Schutz des Zeugen gewährleiste Art. 11 HBÜ, der dem Zeugen 

die Verweigerungsrechte sowohl des ersuchenden wie des ersuchten Staates 

vorbehalte. Die Special Commission hat sich auf ihrer Tagung im Jahr 2009 dieser 

Sichtweise angeschlossen und hält Videokonferenzen grundsätzlich mit dem HBÜ 

für vereinbar.81 

Aus der überkommenen Sicht der Rechtshilfe erscheint diese Schlussfolgerung 

erstaunlich. Denn die Anwendung der Art. 7-9 HBÜ auf eine Zeugenbefragung 

mittels Videokonferenz stellt die Struktur des HBÜ auf den Kopf: Nach 

herkömmlichem Verständnis zeichnet sich die Rechtshilfe dadurch aus, dass das 

ersuchte Gericht die erbetene Prozesshandlung vornimmt (sprich: den Zeugen 

befragt), die dann vom ersuchenden Gericht verwertet wird. Das ist bei einer 

Videokonferenz jedoch anders: Hier agiert das Prozessgericht bzw. die 

Prozessparteien selbst, die Beteiligung des „ersuchten“ Gerichts erfolgt lediglich im 

Hinblick auf die Überlassung der technischen Einrichtungen und bei der Teilnahme 

an der Vernehmung selbst (zur Wahrung eventueller Privilegien der 

Auskunftsperson).82 Nun mag man darüber rechten, ob eine derartige Umkehrung 

                                                 
80 Prel. Doc. No 6 of December 2008 - The taking of evidence by video-link under the Hague 
Evidence Convention, http://www.hcch.net. 
81 Conclusions and Recommendations Adopted by the Special Commission on the Practical 
Operation of the Hague Apostille, Evidence and Service Convention, 2009, nos 56, zugänglich 
unter: http://www.hcch.net. Damit widersprach die Special Commission zugleich der Ansicht von 
Davies, AJCL 55 (2007), 205 ff., dass diese Fragen in einem speziellen Protokoll zum HBÜ zu 
klären seien. 
82 Aus der Sicht des deutschen Prozessrechts würde beispielsweise ein inländischer Zeuge zur 
Vernehmung durch das australische Gericht zugeschaltet werden – diese Konstellation hat derzeit 
keine Rechtsgrundlage in der ZPO (§ 128a ZPO betrifft nur die Befragung durch ein deutsches 
Gericht). 
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der Grundstruktur des HBÜ quasi als ein „minus“ bereits im Übereinkommen 

angelegt ist83 – das Beispiel zeigt jedoch, wie sehr sich die tatsächliche 

Handhabung der Rechtshilfe aufgrund der Informationstechnologie verändert. 

 

b) Die Europäische Beweisverordnung 

Im europäischen Justizraum verdrängt die VO 1206/01/EG das HBÜ. Sie ist zwar 

eng an das Haager Modell angelehnt, führt allerdings den direkten Verkehr 

zwischen ersuchender und ersuchter Justizbehörde ein, lässt vor allem 

unmittelbare Beweisaufnahmen durch das Prozessgericht in anderen 

Mitgliedstaaten zu (Art. 17 EuBewVO) und erleichtert den Einsatz elektronischer 

Medien.84 Grundlage der Rechtshilfe sind insgesamt 10 Formulare. Sie werden in 

allen Amtssprachen der Union vorgehalten, sollen die Abläufe vereinfachen und 

Formfehler vermeiden.85 Die Übermittlung der Ersuchen zwischen den 

Justizbehörden kann per e-mail erfolgen (Art. 6 EuBewVO), sofern die 

Mitgliedstaaten dies zulassen – dies haben derzeit lediglich 13 Mitgliedstaaten 

akzeptiert (nicht Deutschland). 

Ein wesentliches Anliegen des Gemeinschaftsgesetzgebers war die Ermöglichung 

von Videokonferenzen. Die Verwendung von Kommunikationstechnologie 

ermöglichen Art. 10 IV sowie Art. 17 IV 3 und V BewVO: Art. 10 IV BewVO lässt im 

Rahmen der aktiven Beweishilfe eine Videokonferenz zu, bei der das ersuchte 

Gericht die Auskunftsperson vor Ort befragt, das Prozessgericht ist zugeschaltet. 

Eine Befragung durch das Prozessgericht selbst ermöglicht Art. 17 BewVO: Es 

handelt sich dabei um eine „auf dem Gebiet des ersuchten Staates durchgeführte 

Beweisaufnahme des Prozessgerichts, die die Beweisunmittelbarkeit wahrt.86 Sie 

setzt freilich eine freiwillige Mitwirkung der Auskunftsperson voraus.87 Zur 

Erleichterung von Videokonferenzen hat die Kommission einen Leitfaden 

herausgebracht, der auf der website des Justiziellen Netzes zugänglich ist – dort 
                                                 
83 Für eine Qualifikation als “passive” Rechtshilfe (im Sinne einer Duldung ausländischer 
Gerichtstätigkeit) Schlosser, RdC 284 (2000), 13, 31 ff. 
84 Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 8 II, Rdn. 30 ff. 
85 Adolphsen, Europäisches Zivilverfahrensrecht, S. 238 ff. 
86 Zutreffend Rauscher/v.Hein, Art. 10 EG-BewVO, Rdn. 33, 36. Ebenso der Practical Guide on 
Videoconferencing der EU-Kommission (Fn. 88), S. 8 f. 
87 Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 8 II, Rdn.  56 f. mit einer Kritik an der unübersichtlichen 
Regelung der EuBewVO. 
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finden sich auch Informationen über verfügbare Anlagen in den EU-

Mitgliedstaaten.88  

Die Systematik der EuBewVO verdeutlicht, dass die von der Haager Konferenz 

vorgeschlagene Deutung des HBÜ im Hinblick auf die Durchführung von 

Videokonferenzen dogmatisch nicht zu überzeugen vermag: Hier geht die 

„evolutive Anpassung“ des Übereinkommens an die zwischenzeitliche, technische 

Entwicklung über den Regelungsrahmen des Übereinkommens hinaus. Eine 

Überarbeitung und Anpassung des HBÜ erscheint inzwischen überfällig.  

 

c) Die Interamerikanische Kooperation 

Eine 1975 in Panama abgeschossene Konvention89 verpflichtet die 

Vertragsstaaten zur Erledigung von Zustellungs- und Beweishilfeersuchen unter 

dem Vorbehalt des ordre public. Das Übereinkommen folgt im Beweisrecht 

weitgehend dem Modell des HBÜ – es regelt die Zusammenarbeit von 

Zentralstellen und erfordert insbesondere nach Art. 4 eine klare Bezeichnung des 

Zwecks des jeweiligen Rechtshilfeersuchens.90 Damit ist die pretrial discovery vom 

Geltungsbereich der Konvention ausgenommen – daher haben die USA im 

Hinblick auf die Beweisaufnahme einen Vorbehalt erklärt. Auch fehlt eine 

Einbeziehung moderner Kommunikationsmittel. Im Ergebnis ermöglicht die 

Konvention vor allem die Weiterleitung von Rechtshilfeersuchen im förmlichen 

Verkehr. 

 

3. Die Ermittlung ausländischen Rechts 

In praktischer Hinsicht sind die Probleme der Ermittlung des ausländischen Rechts 

mit einer Beweisaufnahme im Ausland durchaus vergleichbar, insbesondere wenn 

das ausländische Recht mit einer Tatsachenfrage gleichgestellt wird. So gesehen 

kann man die Ermittlung ausländischen Rechts als einen Sonderfall der 

grenzüberschreitenden Beweisaufnahme ansehen, auch wenn die Praxis durch die 

Einholung von Gutachten geprägt wird, sei es durch das Gericht oder durch die 

                                                 
88 http://ec.europa.eu/civiljustice/publications/docs/guide_videoconferencing_en.pdf 
89 Inter-American convention on the taking of evidence abroad of 1975,  
90 dazu McClean, International Co-Operation in Civil and Commercial Matters (2002), S. 66 f. 
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Parteien.91 Die Einholung derartiger Gutachten  ist kosten und zeitintensiv, die 

Qualität durchaus unterschiedlich. Die praktischen Schwierigkeiten der Ermittlung 

ausländischen rechts sind eine wesentliche Ursache für das 

sog.“Heimwärtsstreben“ der Gerichte – sprich die Umgehung des IPR, um zur 

Anwendung des eigenen Heimatrechts zu kommen. 

Auf globaler Ebene gibt es bisher kein geeignetes Instrument zur raschen und 

effizienten Ermittlung ausländischen Rechts. Das Londoner Übereinkommen von 

7.6.1968 hat sich nicht bewährt, da es nur für die Beantwortung spezieller und 

abstrakter Teilfragen geeignet ist.92  Eine umfassende Begutachtung des Falls 

kann im Ergebnis nur durch Sachverständige erfolgen – was insbesondere bei 

geringwertigen Streitigkeiten – aber auch im einstweiligen Rechtsschutz zu teuer 

oder zu kostenintensiv sein kann. 

Im europäischen Justizraum wurde daher – durchaus pragmatisch – 

vorgeschlagen, das Justizielle Netz in Zivilsachen zur Einholung von Auskünften 

über das Recht anderer Mitgliedstaaten zu nutzen. Auch wenn dieser Vorschlag 

auf den ersten Blick pragmatisch erscheint, so ist das Justizielle Netz nach seinem 

derzeitigen Ausbau nur zur Beantwortung von Anfragen im Hinblick auf konkrete 

Gesetzestexte in der Lage – mithin auf Anfragen, die auch im Wege 

eigenständiger online Recherche bewältigt werden könnten. Weiterführend 

erscheint daher nur der Ausbau entsprechender Informationsvorhaltung auf den 

websites der Juristischen Netze sowie die Beantwortung konkreter Anfragen zum 

anwendbaren Recht durch ersuchte Zentralstellen oder Verbindungsrichter. Dabei 

stellt sich freilich auch das Problem, dass die Beteiligung der Parteien bei der 

Einholung derartiger Auskünfte prekär bleibt. 

 

4. Kooperation in Familienverfahren 

Die wichtigsten Entwicklungen in der justiziellen Kooperation betreffen das 

internationale Kindschafts- und Unterhaltsrecht. Seit der Erarbeitung des Haager 

Übereinkommens gegen Kindesentführungen (1980) wurde speziell die 

                                                 
91 Zur unterschiedlichen Praxis in den EU-Mitgliedsstaaten vgl. Espluges/Iglesias/Palao (Hrg.), 
Application of Foreign Law (2011). 
92 Linke/Hau, Internationales Zivilverfahrensrecht (5. Aufl. 2010), Rdn. 330; MünchKomm/Prütting, § 
293 ZPO (5. Aufl. 2009), Rdn. 33 ff.. 
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Zusammenarbeit zwischen Zentralen Behörden der Vertragsstaaten ausgebaut, 

um die Unterstützung der mit der grenzüberschreitenden Konstellation regelmäßig 

überforderten Beteiligten zu gewährleisten und der besonderen Dringlichkeit der 

Verfahren (einigermaßen) gerecht zu werden.93 Das bedeutet vor allem eine 

weitgehende Übertragung der Verfahrensherrschaft auf staatliche Stellen. Eine 

vergleichbare Entwicklung findet sich im Unterhaltsrecht; nach dem HUÜ (2007) 

können die Zentrale Behörden Unterhaltsforderungen in anderen Vertragstaaten 

geltend machen.94 Darüber hinaus haben sich im internationalen Kindschaftsrecht 

Formen der unmittelbaren Zusammenarbeit zwischen den befassten Gerichten 

herausgebildet, die über die überkommene Rechtshilfe hinausgehen. Allerdings 

bleibt eine allgemeine Implementierung der gerichtlichen Kooperation schwierig – 

dies zeigt die neuere Rechtsprechung des EuGH zu Art. 11, 42 f. der EheGVO. 

 

a) Elterliche Sorge und Schutz vor Kindesentführungen 

aa) Das Haager Kindesschutzübereinkommen (1996)  

Das inzwischen von 32 Staaten ratifizierte Übereinkommen erfasst 

Schutzmaßnahmen im Bereich der Personen und Vermögenssorge95 für Kinder bis 

zur Vollendung des 18. Lebensjahrs.96 Es regelt die Zuständigkeit für den Erlass 

von Maßnahmen (nach Art. 5 KSÜ am Aufenthaltsort des Kindes), die 

Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen zwischen den 

Vertragsstaaten (Art. 23 ff. KSÜ) sowie die Zusammenarbeit zentraler Behörden 

(Art. 29 ff. KSÜ). Die Art. 15 ff. KSÜ enthalten Kollisionsnormen für 

Schutzmaßnahmen, sie beruhen auf einem Gleichlauf zwischen  zuständiger 

Behörde und anwendbarem Recht (was die rasche Entscheidungsfindung 

erleichtert) und knüpfen dabei an den Aufenthalt des Kindes an.97  

                                                 
93 Schlosser, RdC 284 (2001), 13, 302 ff. 
94 Umfassend Schmidt (Hrg.), Internationale Unterhaltsrealisierung (2011). 
95 Insbesondere Maßnahmen im Bereich des Sorge- und Umgangsrechts, zur Vormundschaft und 
Pflegschaft sowie zur Unterbringung, Art. 1 – 3 KSÜ; nicht anwendbar ist das KSÜ auf 
Abstammung, Adoption, Namen und Unterhalt, Art. 4 KSÜ. 
96 In Deutschland ist das KSÜ am 1.1.2011 in Kraft getreten, dazu Wagner/Janzen, Die Anwendung 
des Haager Kindesschutzübereinkommens in Deutschland, FPR 2011, 110 ff. 
97 Wagner/Janzen, FPR 2011, 110, 112 ff.; Siehr, Das neue Haager Übereinkommen über den 
Schutz von Kindern, RabelsZ 62 (1998), 464, 487 ff. 
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Seiner Grundstruktur nach ist das KSÜ auf eine intensive Zusammenarbeit der 

befassten Gerichte und Behörden der Vertragsstaaten angelegt: Art. 8 KSÜ 

ermöglicht die Abgabe des Verfahrens an die Behörden eines anderen 

Vertragsstaates. Dabei können die Gerichte selbst unmittelbar oder mit 

Unterstützung der Zentralen Behörde die Gerichte eines anderen Vertragsstaates 

ersuchen, das Verfahren zu übernehmen, insbesondere wenn dies nach 

Auffassung der befassten Behörde dem Kindeswohl dient (Art. 8 IV KSÜ) Nach Art. 

9 KSÜ kann (quasi spiegelbildlich) die Behörde bzw. ein Gericht in dem 

Vertragsstaat, in dem ein Regelungsbedürfnis aufgetreten ist, das bereits befasste 

Gericht eines anderen Vertragsstaats zur Angabe des Verfahrens ersuchen. Ein 

befasstes Gericht kann aber auch das Verfahren aussetzen, um den Beteiligten 

Gelegenheit zu geben, selbst in einem anderen, sachnäheren Mitgliedstaat ein 

Parallelverfahren einzuleiten (Art. 8 I 2. SpS und 9 I 2. SpS KSÜ).98 Soweit 

deutsche Gerichte die Verfahrensabgabe oder –übernahme einleiten, wird den 

Beteiligten99 nach § 13a IntFamRVG die Beschwerde nach §§ 567 ff. ZPO eröffnet. 

Zugleich hat der deutsche Gesetzgeber angeordnet, dass die Gerichte die 

Abgabe- bzw. Übernahmeersuchen mit einer Frist (von sechs Wochen) verbinden 

müssen. Nach Ablauf der Frist gilt das Ersuchen als abgelehnt.100    

Die kooperierenden Gerichte können auch die Unterstützung der Zentralen 

Behörden ersuchen, insbesondere bei Sprachproblemen oder um den Kontakt mit 

ausländischen Stellen herzustellen. Zu diesem Zweck ermächtigt § 6 I 2 

IntFamRVG das Bundesamt der Justiz als deutsche Zentralbehörde zur 

unmittelbaren Kontaktaufnahme mit „allen zuständigen Stellen im In- und Ausland“ 

– der umständliche und zeitraubende Dienstweg über eine Ermächtigung durch die 

übergeordneten Behörden entfällt. Damit spiegelt § 6 I 2 IntFamRVG die 

veränderte Grundkonzeption der Rechtshilfe wider, die nicht mehr als eine 

zwischenstaatliche „auswärtige Angelegenheit“, sondern als ein kommunikativer, 

pragmatischer Vorgang zwischen den befassten Gerichten und Behörden 

                                                 
98 Dazu Staudinger/Pirrung, Vorb, ; Siehr, RabelsZ 62 (1998), 463, 480 ff. 
99 Insofern verweist § 13a VI IntFamRVG auf die Definition des § 7 I und II Nr. 1 FamFG, eröffnet 
mithin allen materiell Beteiligten eine Anfechtungsbefugnis. 
100 Wagner/Janzen, FPR 2011, 110, 114. 
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verstanden wird. § 8 IntFamRVG eröffnet gegenüber dem Bundesamt für Justiz 

den Rechtsweg zum OLG Köln (nach §§ 23 ff. EGGVG).101 

Das KSÜ baut nachhaltig  auf eine enge Kooperation zwischen den befassten 

Justizbehörden und den jeweiligen Zentralen Behörden bei der Einleitung, 

Durchführung und der Vollstreckung von Schutzmaßnahmen (Art. 29 ff. KSÜ).102 

Dabei setzt das KSÜ zum einen auf einen direkten Informationsaustausch 

zwischen den befassten Behörden und Gerichten (Art. 30 II, 32, 33, 34 und 36 

KSÜ). Die Vertraulichkeit des Informationsaustausches gewährleisten Art. 41 f. 

KSÜ. Dabei können Berichte (bzw. Sachverständigengutachten) erstellt und 

Untersuchungen vorgenommen werden; darüber hinaus helfen die Zentralen 

Behörden bei der Ermittlung des Aufenthalts des Kindes (§ 7 IntFamRVG); sie 

fördern gütliche Vereinbarungen zwischen den Beteiligten (Art. 31, 35 KSÜ, vgl. 

auch § 9 InFamRVG). Die befassten Gerichte und Zentralstellen handeln nach 

ihrem jeweiligen Heimatrecht;103 die Kommunikation wird in englischer und 

französischer Sprache abgewickelt – andere Sprachen (etwa Spanisch in Mittel- 

und Südamerika) sind jedoch nicht ausgeschlossen.104  

bb) Das Haager Kindesentführungsübereinkommen (1980) 

Das Modell für die Behördenzusammenarbeit nach Art. 29 ff. KSÜ waren die 

Kooperationsregelungen der Art. 6 f. und 21 ff. des Haager 

Kindesentführungsübereinkommen (HKEntfÜ).105 Das von 85 Staaten ratifizierte 

Übereinkommen regelt die sofortige Rückführung von Kindern, die anlässlich von 

Sorge- und Umgangsstreitigkeiten von einem Elternteil entzogen wurden (Art. 3 

HKEntfÜ).106 Das Übereinkommen will damit den faktischen Vorteilen der 

Kindesentführung entgegenwirken, die daraus resultieren, dass der entführende 

                                                 
101 Staudinger/Pirrung, Vorb. F. zu Art. 19 EGBGB (2009), Rdn. F. 10. 
102 Siehr, RabelsZ 62 (1998), 464, 496 ff. 
103 Siehr, RabelsZ 62 (1998), 464, 497. 
104 Unnötig erscheint freilich der deutsche Vorbehalt gegen die Benutzung der französischen 
Sprache – dieser Vorbehalt soll der „Arbeitsvereinfachung“ dienen, so Wagner/Janzen, FPR 2011, 
110, 113. 
105 Aktuelle statistische Angaben finden sich bei Lowe, A Statistical Analysis of Applications Made in 
2008 under the Hague Convention of 25 October 1980 on the Civil Aspects of Child Abduction, Doc. 
Prél. No 8 B (May 2011), www.hcch.net. Im Jahr 2008 wurden 1.965 Rückführungsersuchen 
gestellt, diese betrafen 2.703 Kinder. 44% der Anträge wurden gerichtlich implementiert, davon 
61% durch Rückführungsanordnungen. 
106 Vgl. die aktuellen Angaben in: Special Commission on the practical operation of the 1980 and 
1996 Hague Conventions (1-10 June 2011), Conclusions and Recommendations, www.hcch.net.  
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Elternteil sich rasch zur Bezugsperson des Kindes im Konflikt der Eltern 

untereinander entwickelt und damit im Ergebnis aus Gründen des Kindeswohls das 

Sorgerecht zugesprochen erhält.107 Allerdings steht die Durchsetzung von 

Rückführungsanordnungen (Art. 12) unter dem Vorbehalt des Kindeswohls (Art.13 

I lit b), was in der Praxis zu häufiger Ablehnung von Rückführungsersuchen 

führt.108 Eskalierende Konflikte um die Entführung und Rückführung von Kindern 

waren um die Jahrtausendwende sogar Gegenstand von Verhandlungen auf 

höchster Regierungsebene (und lösten im Ergebnis den Erlass der VO Brüssel IIa 

aus).109 

Die Rückführung kann entweder vom betroffenen Sorgeberechtigten selbst oder 

von den Zentralen Behörden der Mitgliedstaaten beantragt werden (Art. 28 

HKEntfÜ). An die Behörden können sich die Antragsteller entweder direkt wenden 

und um deren Unterstützung bitten. Die Behörden vertreten dann den verlassenen 

Elternteil im Rückführungsverfahren (Art. 7 lit f) HKEntfÜ, § 6 II IntFamRVG). Art. 7 

HKEntfÜ überträgt den Zentralen Behörden einen umfangreichen 

Aufgabenkatalog, der von der Ermittlung des Aufenthaltsort des Kindes, über die 

Abwehr von Gefahren reicht, die Sicherung der freiwilligen Rückkehr des Kindes 

umfasst, sie zur Erteilung von Auskünften (alle Art) verpflichtet, sie zur Einleitung 

und zur Durchführung von Rückführungsverfahren verpflichtet. Mithin sollen die 

Zentralen Behörden die Rückführungsverfahren umfassend begleiten, eventuell 

auch selbst durchführen, in enger, wechselseitiger Kooperation. Damit leitet das 

HKEntfÜ eine Entwicklung ein, indem eine zweite administrative Spur der 

internationalen Rechtshilfe geschaffen wird: Die Behördenkooperation tritt neben 

die eigenverantwortliche Durchführung der Verfahren durch die Betroffenen selbst. 

Die praktische Reichweite der Vertretungsbefugnis der Zentralen Behörden 

verdeutlicht das unlängst vom EuGH entschiedene Verfahren Simone Aguirre 

Petz.110 Das Verfahren betraf die Vollstreckung einer spanischen 

Rückgabeanordnung nach Art. 12 HKEntfÜ, 11, 42 EheGVO. In mehreren 

                                                 
107 Staudinger/Pirrung, Vorb. D. zu Art. 19 EGBGB (2009), Rdn. D 1 ff.  
108 Silberman, Co-operative Efforts in Private International Law on Behalf of Children: The Hague 
Children’s Convention, RdC 323 (2006), 263, 360 ff.; Staudinger/Pirrung, Vorb. D zu Art. 19 
EGBGB (2009), Rdn. D. 68, 71. 
109 Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 7 I, Rdn. 8 ff. (zum Fall Tiemann). 
110 EuGH, 22.12.2010, Rs. C-491/10PPU, Joseba Andoni Aguirre Zarraga ./. Simone Pelz, noch 
nicht in Slg. 
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Verfahren vor den deutschen Familiengerichten wurde der antragstellende Vater 

vom Bundesamt für Justiz nach §  6 I 2 IntFamVerfG vertreten. Sogar vor dem 

EuGH trat das Bundesjustizamt als Vertreter des Vaters auf und gab in der 

mündlichen Verhandlung eine – vom Vortrag des Bundesjustizministeriums – 

abweichende Stellungnahme ab, obwohl letzteres eigentlich die übergeordnete 

Behörde ist.  

Die Haager Konferenz hat die Implementierung des HKEntfÜ durch informelle 

Maßnahmen nachhaltig gestärkt111: Diese beinhalten zunächst praktische 

Hilfestellungen, nämlich die Vorhaltung einer speziellen „Section“ auf der website, 

wo Formulare zu den Rechtsakten heruntergeladen werden können, Informationen 

über zuständige (Zentral-)Stellen zu finden sind, und „best practices“ 

(insbesondere zur  Unterstützung von Besuchs- und Umgangsregelungen durch 

die befassten Behörden112) sowie mehrsprachige Handbücher zur Anwendung der 

Konventionen (Guides to Good Practice) vorgehalten werden.113 In mehreren 

Konferenzen haben Experten aus den Mitgliedstaaten Empfehlungen zur 

Einrichtung und zur Kooperation der Zentralbehörden erstellt, zudem detaillierte 

Leitfäden zur Zusammenarbeit, die ebenfalls online zugänglich sind. Schließlich 

hält das Ständige Büro eine spezielle Datenbank vor, in der Urteile zum HKEntfÜ 

(und künftig auch zum KSÜ) wiedergegeben und zugleich systematisch 

eingeordnet werden.114 

Ein weiterer Schwerpunkt betrifft die Unterstützung der direkten richterlichen 

Kommunikation bei der Durchführung von Rückführungsersuchen: Im Rahmen des 

HKEntfÜ hat sich nämlich eine Praxis herausgebildet, nach der Richter in 

verschiedenen Vertragsstaaten, die über Anträge über die einstweilige 

Übertragung der elterlichen Sorge und (oft zugleich) über gegenläufige 

Rückführungsersuchen zu entscheiden hatten, unmittelbaren Kontakt miteinander 

                                                 
111 Die Implementierung des HKEntfÜ hat dabei Modellcharakter für die andere Haager 
Übereinkommen. 
112 Guide to Good Practice Child Abduction Convention Part I – Central Authority Practice, Part II 
Implementing Measures, Part III Preventive Measures (jeweils mit einem Umfang von 100 – 200 
Seiten). 
113 Beispiel: Hague Conference on Private International Law (ed.), Guide to Good Practice: 
Transfrontier Contact Concerning Children, www.hcch.net  
114 INCADAT – International Child Abduction Database (in englischer, französischer und spanischer 
Sprache, www.incadat.com 
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aufnehmen. Diese Praxis begann im Jahre 1996 mit dem Verfahren D.v.B.115, in 

dem ein kalifornischer und ein kanadischer Richter den ihnen vorliegenden 

Sorgerechtsstreit im Hinblick auf die vorläufige Übertragung des Sorgerechts, die 

Rückführung der Kinder nach Kalifornien sog „mirror orders“ erließen, sprich 

parallele, übereinstimmende Anordnungen, die eine Rückkehr der Kinder und der 

Mutter nach Kalifornien ermöglichten. Derartige, direkte Kontakte zwischen 

Richtern kennt insbesondere die Praxis US-amerikanischer Familiengerichte, diese 

Vorgehensweise wurde auf internationale Sachverhalte übertragen, zumindest 

dann wenn keine Sprachbarrieren bestanden. 

Inzwischen werden die Kontakte zwischen Richtern durch ein internationales 

Netzwerk von Richtern unterstützt, das mehr als 60 Richter aus 43 Mitgliedstaaten 

umfasst.116 Diese Richter werden von den Mitgliedstaaten benannt, sie haben zum 

einen die Aufgabe, allgemein die Kommunikation und den Informationsaustausch 

untereinander und mit der Haager Konferenz zu fördern.117 Sie stehen zum 

anderen als Ansprechpartner ihren Richterkollegen zur Verfügung, wenn diese den 

direkten Kontakt zum ausländischen Gericht suche. Bei der direkten 

Kommunikation von Richtern kann es zu unterschiedlich intensiver Kooperation 

kommen.118 Diese betrifft die Abstimmung der Prozessleitung, parallele 

Schutzanordnungen, Vereinbarungen mit den Beteiligten über eine freiwillige 

Rückkehr (undertakings)119; Zusagen des Hauptsachegerichts, dass gegen den 

zurückkehrenden Elternteil keine Strafverfolgungsmaßnahmen (wegen 

Kindesentziehung) eingeleitet werden und eine wechselseitige Information über die 

familiären und persönlichen Umstände der Beteiligten.120 Die Auflistung zeigt, dass 

die Kooperation erheblichen Umfang ausmachen kann und nachhaltig die Rechte 

de Beteiligten berührt – dementsprechend stellt sich die Frage nach der rechtlichen 

                                                 
115 Verfügbar unter www.incadat.com, Ref.. HC/E/CA/ 369. 
116 Lortie, Report on Judicial Communications in Relation to International Child Protection (Prel. 
Doc. 3 B, April 2011), S. 13, www.hcch.net. 
117 Inzwischen gibt das ständige Büro eine spezielle online-Publikation, den „Judges’ Newsletter on 
International Protection of Children“ heraus. 
118 Carl/Menne, Verbindungsrichter und direkte richterliche Kommunikation im Familienrecht, NJW 
2009, 3537 ff 
119 Mäsch, Grenzüberschreitende Undertakings und das Haager Kidesentührungs-Übereinkommen, 
FamRZ 2002, 1069. 
120 Lortie, Report on Judicial Communications in Relation to International Child Protection (Prel. 
Doc. 3 B, April 2011), S. 13, www.hcch.net. 
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Grundlage und nach der Wahrung der prozessualen Mitwirkungsrechte der 

Beteiligten.121  

cc) Kindesrückführungen nach Art. 11, 42 ff. EheGVO  

Im europäischen Justizaum hat der Gemeinschaftsgesetzgeber – unter dem 

Eindruck eskalierender Fälle von Kindesentführungen – den 

Rückführungsmechanismus des HKEntfÜ nachhaltig verstärkt: Nach Art. 11 der 

VO 2201/2003 (EheGVO) richtet sich die Rückführung von Kindern nach dem 

HKEntfÜ, zugleich verpflichtet die Verordnung die befassten Gerichte zur 

Zusammenarbeit und setzt für die Erledigung der Rückführungsersuchen enge 

Fristen. Wesentliche Effektuierungen des Rückgabeverfahrens bewirken Art. 11 II 

– VIII EheGVO. Nach Art. 11 III EheGVO ist über ein Rückführungsersuchen nach 

Art. 12 f. HKÜ innerhalb von 6 Wochen zu entscheiden, dabei ist das jeweils 

zügigste Verfahren des ersuchten Gerichts durchzuführen; das Kind ist zwingend 

anzuhören.122 Die beteiligten Gerichte sollen zudem bei der Rückführung 

kooperieren. Nach Art. 11 IV EheGVO muss das mit dem Rückführungsersuchen 

nach Art. 12 f. HKEntfÜ befasste Gericht, prüfen, ob eventuelle Bedenken im 

Hinblick auf das Kindeswohl (Art. 13 HKEntfÜ) durch undertakings (d.h. durch 

Garantien des Sorgeberechtigten, zu dem das Kind zurückgeführt werden soll) 

ausgeräumt werden können.123 Denkbar sind auch sog. mirror orders – dann 

erlassen das Gericht am Aufenthaltsort und das Gericht im Herkunftstaat parallele 

Schutzanordnungen.124 

Lehnt das ersuchte Gericht hingegen die Rückführung des Kindes nach Art. 13 HKÜ 

(wegen Gefährdung des Kindeswohls) ab, so gelten ergänzend die Regelungen des 

Art. 11 VI–VIII EheGVO. Die Ablehnungsentscheidung ist dem Antragsteller nebst 

dem Protokoll über die Anhörung (und dem kindespychologischen 

Sachverständigengutachten) binnen eines Monats direkt oder über die Zentralstelle 

zu übermitteln. Der Antragsteller kann nach Art. 11 VII EheGVO innerhalb von drei 

Monaten seit Zustellung der Entscheidung das Hauptsachegericht erneut mit der 

                                                 
121 Dazu unten IV. 
122 § 38 IntFamRG verpflichtet die Familiengerichte zur vorrangigen Behandlung von 
Rückführungsersuchen und zur Ergreifung der notwendigen Maßnahmen, um die Frist des Art. 11 
III EheGVO zu wahren. 
123 Dazu Mäsch, FamRZ 2002, 1069 ff.; MünchKomm/Gottwald, Art. 11 EheGVO, Rdn. 7. 
124 OLG Naumburg, 28.11.2006, FamRZ 2006, 1586 f., dazu auch EuGH, 2.4.2009, Rs. C-523/07, 
"A", Slg. 2009 I-, Rdn. 56. 
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Entscheidung über die Rückführung befassen. Nach Art. 11 VIII HKÜ kann das 

Hauptsachegericht eine eigene Entscheidung (unter Berücksichtigung der 

ablehnenden Entscheidung nach Art. 13 HKÜ) erlassen und auf Antrag als ein 

Rückführungsersuchen nach Art. 42 und 40 EheGVO ausfertigen.125 Die 

Rückführungsentscheidung des Hauptsachegerichts wird sodann im 

Vollstreckungsstaat nach Art. 40 EheGVO ohne erneutes Anerkennungsverfahren 

vollstreckt.126 Im Ergebnis  ersetzt dann das Hauptsachegericht die (negative) 

Rückgabeentscheidung aus dem ersuchten Mitgliedstaat durch eine eigene, sofort 

vollsteckbare Rückführungsanordnung – Verzögerungstaktiken im ersuchten Staat 

(etwa eine inhaltliche Nachprüfung der Entscheidung oder eine Aussetzung der 

Vollstreckung oder ein gegenläufiges Verfahren auf Feststellung der 

Nichtanerkennungsfähigkeit der Rückführungsentscheidung) sind nach der 

Rechtsprechung des EuGH ausgeschlossen.127 

Damit enthält Art. 11 EheGVO eine bemerkenswerte Regelung: Der Grundsatz der 

wechselseitigen Anerkennung führt im vorläufigen Rechtsschutz zu einer 

Hierachisierung im Verhältnis zwischen dem Hauptsache- und dem mit dem 

ergänzenden Rechtsschutz befassten Gericht in einem anderen EG-Mitgliedstaat.128 

Im Ergebnis überantwortet Art. 11 VIII EheGVO dem Hauptsachegericht eine 

Aufhebungs- und Letztentscheidungsbefugnis. Die EheGVO enthält damit ein 

zielführendes  und sachgerechtes Instrumentarium zur raschen Kindesrückführung, 

das die Regelungen der Art. 12 f. HKÜ nicht nur komplettiert, sondern ganz 

nachhaltig effektuiert.129  

Die praktische Umsetzung der Rückführungsregelungen hat sich freilich als schwierig 

erwiesen. Davon zeugen mehrere Urteile des EuGH, die Rechtsprechung zur 

EheGVO macht derzeit einen deutlichen Schwerpunkt der Praxis des Gerichthofs 

                                                 
125 Die Ausfertigung der Bescheinigung nach Anhang IV erfordert freilich die Einhaltung der 
prozessualen Mindestgarantien nach Art. 42 II EheGVO, d.h. eine Anhörung der Parteien und die 
Berücksichtigung der Erwägungen des ersuchten, ausländischen Gerichts zu Art. 13 HKÜ, so 
ausdrücklich EuGH, 11.7.2008, Rs. C-195/08 PPU, Inga Rinau, Slg. 2008 I-, Rdn. 67 und 78. 
126 EuGH, 22.12.2010, Rs. C-491/10PPU, Joseba Andoni Aguirre Zarraga ./. Simone Pelz (noch 
nicht in Slg.). 
127 Deutlich EuGH, 11.7.2008, Rs. C-195/08 PPU, Inga Rinau, Slg. 2008 I-. Rdn. 56 ff. ; 22.12.2010,  
128 Dazu Hess. Europäisches Zivilprozessrecht, § 3 II, Rdn.  32 f. 
129 Schulz, FamRZ 2008, 1732, 1733 f. 
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aus.130 Die Vorlagen zeigen dabei, dass die Gerichte die Möglichkeiten der direkten 

Kommunikation nur zögerlich nutzen131 und dass die Beteiligten versuchen, mittels 

(an sich unzulässige) Parallelverfahren den effektiven Rechtsschutz der Verordnung 

zu unterlaufen.132 Der EuGH verpflichtet die befassten Gerichte zur unmittelbaren 

Kommunikation (sprich: zur wechselseitigen Information) und zur Abstimmung ihrer 

Maßnahmen133 – gegebenenfalls mit Unterstützung der Zentralstellen und des 

inzwischen auch auf europäischer Ebene gebildete Richternetzwerks.134 Allerdings 

machen die Gericht der Mitgliedstaaten von diesen Hilfestellungen bisher zu wenig 

Gebrauch.135 

 

dd) Das Übereinkommen von Montevideo über die Rückgabe von Kindern (1979) 

Im Rahmen der OAS wurde 1979 ein Übereinkommen zur Kindesrückführung 

erarbeitet, das seit 2009 von einem OAS Network of Hemispheric Legal 

Cooperation in the Area of Family and Child Law unterstützt wird.136 Das Netzwerk 

besteht aus einem öffentlichen Teil (einer von der OAS vorgehaltenen website mit 

Länderinformationen für die Vertragsstaaten) sowie einem nicht öffentlichen Teil, in 

                                                 
130 EuGH, 11.7.2008, Rs. C-195/08 PPU, Inga Rinau, Slg. 2008 I–5271, Rdn. 59 ff.; EuGH, 
2.4.2009, Rs. C-523/07, “A“, Slg. 2009 I-2805; EuGH, 23.12.2009, Rs. C-403/09 PPU, Deticek./. 
Sgueglia, noch nicht in der Slg.; EuGH, 1.7.2010, Rs. C-211/10 PPU, Povse./.Alpago, noch nicht in 
der Slg.; EuGH, 1.7.2010, Rs. C-256/09, Purrucker./. Perez, noch nicht in der Slg.; EuGH, 
9.11.2010, Rs. C-296/10, Purrucker./. Perez (2), noch nicht in der Slg.; EuGH, 5.10.2010, Rs. C-
400/10 PPU, J. McB ./. L. E., noch nicht in der Slg.; EuGH, 22.12.2010, Rs. C-491/10 PPU, Zarraga 
/. Pelz, noch nicht in der Slg., dazu Hess, Mutual Recogition in European Procedual Law 
(Luxembourg 2011). 
131 Beispiel: BGH, 9.2.2011, Az. XII 182/08 (Purrucker ./. Perez), Rdn. 27. Eine Rückfrage des 
Exequaturgerichts beim Erstgericht, ob dieses seine Zuständigkeit auf Art. 8 ff. oder 20 EheGVO 
gestützt habe, sei systemfremd, weil diese Prüfung Aufgabe des Vollstreckungsgerichts sei. Damit 
vergibt sich der Senat eine einfache Aufklärungsmöglichkeit (§ 284 ZPO). Eine Bindung an die 
Auskunft des Erstgerichts besteht freilich nicht. Dem BGH zustimmend jedoch Pirrung, IPRax 2011, 
351, 355. 
132 Bezeichnend etwa das Ausgangsverfahren im Fall EuGH, 22.12.2010, Rs. C-491/10PPU, 
Joseba Andoni Aguirre Zarraga ./. Simone Pelz (noch nicht in Slg.) – dort hatte das deutsche 
Familiengericht keinen Kontakt zum spanischen Gericht der Hauptsache aufgenommen. 
Stattdessen unterstellte das deutsche Gericht (im Vorlagebeschluss), dass der spanische Richter 
die gemeinsame Tochter der Beteiligten unzureichend angehört habe. 
133 EuGH, 2.4.2009, Rs. C-523/07, "A", Slg. 2009 I-, Rdn. 57 ff.; EuGH, 9.11.2010, Rs. C-296/10, 
Purrucker./.Guillermo Vallés Pérez II, NJW 2011, 363, Rdn. 81.  
134 Carl/Menne, Verbindungsrichter und direkte richterliche Kommunikation im Familienrecht, NJW 
2009, 3537 ff 
135 Vgl. auch die Angaben im Jahresbericht 2010 der deutschen Kontaktstellen des EJN, S. 3 f. und 
11. Danach haben die deutschen Verbindungsrichter 4 eingehende Anfragen aus dem Ausland und 
9 Anfragen aus dem Inland beantwortet. Die Zentralstellen im EJN beantworteten 78 Anfragen aus 
anderen EU-Staaten und leiteten 48 Anfragen deutscher Gericht weiter, euro.judnet@bfj.bund.de. 
136 Einzelheiten: www.oas.org/DIL/family_law.htm.   
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dem die Mitglieder des Netzwerks die Kooperation (sprich Kooperation) zwischen 

den Gerichten erleichtern sollen, insbesondere durch ein sicheres 

Informationssystem. Damit setzt sich das Haager Modell auch in Amerika auf 

regionaler Ebene fort. 

b) Unterhalt 

aa) Das neue Haager Unterhaltübereinkommen 

Ein weiterer Bereich, in dem die Haager Konferenz die Rechtshilfe zugunsten 

unterlegener Parteien effektuiert hat, ist das Unterhaltsrecht Minderjähriger. Das im 

Jahr 2007 verabschiedete Haager Übereinkommen nebst Protokoll zum 

anwendbaren Recht enthält eine detaillierte Regelung zur Geltendmachung von 

Unterhaltsansprüchen durch Zentrale Behörden. Diese Regelungen erklären sich 

aus dem engen Zusammenhang zwischen Unterhalts- und Sozialrecht. Häufig wird 

Unterhalt (insbesondere in grenzüberschreitenden Fällen) von öffentlichen 

Behörden vorgestreckt, ausstehender Unterhalt dann von den Schuldnern (im 

Ausland) beigetrieben. Hieraus resultiert das öffentliche Interesse an der 

Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen.137 

Das Unterhaltsübereinkommen etabliert ein System der grenzüberschreitenden 

Unterhaltsdurchsetzung, die von den Zentralen Behörden durchgeführt wird. Diese 

sind nach Art. 5 HUÜ zur Kooperation verpflichtet, Art. 6 HUÜ enthält eine 

Aufzählung ihrer Befugnisse, insbesondere bei der Titulierung der Forderung, der 

Ermittlung der Vermögensverhältnisse der Beteiligten, der Beweiserhebung 

(einschließlich Hilfestellungen bei der Feststellung der Abstammung), schließlich 

bei der Weiterleitung des Geldes an den Unterhaltsgläubiger.138 Die 

Behördenkooperation gestaltet Art. 7 HUÜ dahin aus, dass jede Behörde die im 

HUÜ vorgesehenen Befugnisse auf Ersuchen einer anderen Zentralen Behörde 

eines anderen Vertragsstaats ausübt. Dabei tritt die Behörde als Vertreter des 

Unterhaltsgläubigers auf (Art. 6 lit b) HUÜ), sofern dieser nicht ausdrücklich 

Unterhalt selbst geltend macht (Art. 37 HUÜ). In letzterem Fall wird er von den 

Zentralen Behörden unterstützt. Neben den Regelungen zur behördlichen 

Zusammenarbeit enthält das HUÜ Regelungen zur Anerkennung von 

                                                 
137 Heger, in: Schmidt (Hrg.), Internationale Unterhaltsrealisierung (2011), S. 38 ff.; Hess. 
Europäisches Zivilprozessrecht, § 7 V, Rdn. 96 ff.    
138 Beaumont, RabelsZ 73 (2009), 509, 539 f. 
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Unterhaltsentscheidungen (Art. 19 ff. HUÜ). Das HUÜ enthält detaillierte Regelung 

zur Abwicklung der Behördenkooperation, die formularmäßig und unter Einsatz 

von Informationstechnologie abgewickelt werden soll.139 

bb) Die Europäische Unterhaltsverordnung 

Im Europäischen Justizraum verstärkt die VO 4/2009 (EuUhVO) die justizielle 

Kooperation des HUÜ. Die Verordnung enthält zudem ein eigenständiges 

Zuständigkeitssystem (Art. 3 ff.), das die bisherigen Gerichtsstände in Art. 5 Nr. 2 

EuGVO ablöst.140 Bei der Urteilsanerkennung wird zwischen den EU-

Mitgliedstaaten, die das Haager Unterhaltsprotokoll141 ratifiziert haben, das 

Exequaturverfahren abgeschafft.142  

Ein Regelungsschwerpunkt der EuUhVO betrifft die Kooperation der Zentralen 

Behörden der Mitgliedstaaten bei der Unterhaltsbeitreibung (Art. 49 ff. EuUhVO). In 

Deutschland erfüllt diese Aufgabe das Bundesamt für Justiz, § 3 I AUG. Die 

Aufgaben der Zentralen Behörden bei der Unterhaltsbeitreibung umschreiben Art. 50 

f. EuUhVO. Die Zentralen Behörden vertreten (Art. 52 EuUhVO) die Gläubiger bei der 

Forderungsdurchsetzung im jeweiligen Inland; sie koordinieren das 

grenzüberschreitende Verfahren und sie unterstützen die Gläubiger bei der 

Erlangung von Informationen (Art. 61 f. EuUhVO), insbesondere bei der Aufenthalts- 

und Einkommensermittlung des Schuldners.143 Damit liegt die Verfahrensherrschaft 

bi den Zentraln Behörden. 

Die Art. 50 ff. EuUhVO wiederholen äußerlich die Vorschriften des II. und III. Teils 

des HUÜ.144 Damit scheint die Behördenkooperation in Europa auf dem ersten Blick 

der Zusammenarbeit nach dem HUÜ entsprechen – dieser Eindruck ist jedoch 

unzutreffend. Denn der europäische Gesetzgeber hat die Zusammenarbeit über 

detaillierte Formulare im Anhang der EuUhVO weiter standardisiert und effektuiert – 

                                                 
139 Heger, in: Schmidt (Hrg.), Internationale Unterhaltsrealisierung (2011), S. 38, 41 ff.; Hirsch, in 
Coester-Waltjen et al., Europäisches Unterhaltsrecht (2010), S. 17 ff. 
140 Dazu Hess, in: Schmidt (Hrg.), Internationale Unterhaltsrealisierung (2011), S. 27, 30 ff. 
141 Haager Protokoll über das auf Unterhaltssachen anwendbare Recht vom 23.11.2007, abrufbar 
unter: http://www.hcch.net/upload/conventions/txt39en.pdf; dazu Ratsbeschluss zum Beitritt vom 
30.9.2009, 2009/941/EG 
142 Hess, in: Schmidt (Hrg.), Internationale Unterhaltsrealisierung (2011), S. 27, 32 ff. 
143 Hier geht die EuUhVO über die Behrödenkooperation des HUÜ weit hinaus. 
144 Rauscher/Andrae, Vorb. Art. 49 ff. EG-Unt-VO (2010), Rdn. 2; Hess, Europäisches 
Zivilprozessrecht, § 7 V, Rdn. 108.  
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die Verfahrensabläufe werden weitgehend vorgezeichnet.145 Die Kooperation der 

Zentralen Behörden wird durch das Justizielle Netz in Zivilsachen unterstützt, Art. 50 

II EuUhVO.146 Damit enthält die EuUhVO eine wenig sichtbare, jedoch praktisch 

durchaus relevante Abweichungen von den Vorgaben des HUÜ. 

Ein gewichtiger Fortschritt ist die Befugnis der Zentralstellen der Mitgliedstaaten, 

Auskünfte über die Anschrift und die Vermögensverhältnisse des Schuldners aus 

anderen EG-Mitgliedstaaten zu erfragen. Zwar verweist die einschlägige Vorschrift 

(Art. 61 EuUhVO) auf die nationalen Rechte der Mitgliedstaaten zurück und enthält 

weit reichende ordre public- (national security and public safety) und zusätzliche 

Datenschutz-Vorbehalte.147 Das in Anlage V enthaltene Formular ermöglicht jedoch 

die Einholung von detaillierten Informationen über die Anschrift und das Vermögen 

der verpflichteten bzw. der berechtigten Person. Zur Umsetzung dieser Vorgaben 

eröffnet § 16 AUG dem Bundesamt für Justiz weit reichende Auskunftsbefugnisse. 

Dieses kann von Dritten (Rentenversicherungsträgern, Bundeszentralamt für 

Steuern, Kraftfahrt-Bundesamt) Auskünfte über den Schuldner einholen, wenn dieser 

die Auskunft über seine Vermögensverhältnisse verweigert148. Hierauf wird der 

Schuldner hingewiesen. § 15 AUG eröffnet dem Bundesamt zudem entsprechende 

Auskunftsbefugnisse zur Aufenthaltsermittlung des Schuldners. Die erweiterten 

Befugnisse der Zentralen Behörde effektuieren die Durchsetzung von Unterhaltstiteln 

nachhaltig. Diese Vorschriften enthalten zudem den Kern einer zukünftigen Regelung 

zur Vermögensauskunft im Europäischen Zivilprozessrecht.149 

Auch bei der Durchführung von grenzüberschreitenden Unterhaltsverfahren kommt 

den Zentralen Behörden eine maßgebende Rolle zu. Diese ergibt sich aus den Art. 

56 f. EuUhVO, die einzelne Mitwirkungshandlungen der Zentralen Behörden bei der 

Titulierung, der Vollstreckung und der Abänderung von Unterhaltsentscheidungen 

aufzählen. Dabei ist dem Text der Verordnung nicht unmittelbar zu entnehmen, dass 

die eigentliche Abwicklung dieser Verfahren der Zentralen Behörden übertragen wird 

– dies ergibt sich vielmehr aus den im Anhang der EuUhVO vorgehaltenen 

                                                 
145 Zum HUÜ Hirsch, in Coester-Waltjen et al., Europäisches Unterhaltsrecht (2010), S. 17 ff. 
146 Die Bedeutung der Formulare ergibt sich schon daraus, dass diese 59 Seiten im ABl. umfassen 
gegenüber den 22 Seiten für den operativen Text der EuUhVO selbst. 
147 Mit Recht kritisch Hellner, in: Boele-Woelki/Sverdrup (ed.), European Challenges, S. 343, 368 ff. 
148 Die Regelungen sind den §§ 235 f. FamFG nachgebildet. 
149 Die Vorschrift wird von Art. 17 des Kommissionsentwurfs zur Kontenpfändung (unten Fn) 
aufgegriffen. 
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Formularen.150 Diese regeln detailliert die Zusammenarbeit zwischen den befassten 

Zentralen Behörden und enthalten im Kern ein europäisches Klageformular, das in 

der Literatur seit längerem gefordert wird.151 Damit geht die Behördenkooperation 

über die traditionelle „Rechtshilfe“ (die sich in der Entgegennahme und Weiterleitung 

von Ersuchen erschöpfte) weit hinaus – sie enthält eine zweite Spur der 

transnationalen Forderungsbeitreibung, bei der private Gläubiger nachhaltig auf die 

Unterstützung und die Expertise staatlicher Stellen bauen können. 

 

5. Einstweiliger Rechtsschutz 

a) Verfahrenskoordination zwischen den befassten Gerichten 

Zu einer koordinierten Zusammenarbeit zwischen dem Gericht der Hauptsache 

und anderen Gerichten kommt es beim begleitenden einstweiligen Rechtsschutz. 

In diesen Konstellationen erlässt ein Gericht eines anderen Staates eine 

Schutzmaßnahme zur Unterstützung der im Ausland anhängigen Hautsache. Die 

Verordnung Brüssel I enthält hierzu keine spezielle Regelung; Art. 31 EuGVO lässt 

unterstützenden einstweiligen Rechtsschutz nach Maßgabe der nationalen 

Verfahrensrechte zu.152 Der EuGH hat bekanntlich diese Verweisung auf die 

Kompetenzvorschriften der Mitgliedsstaaten dahin eingeschränkt, dass 

unterstützender einstweiliger Rechtsschutz nur dann gewährt werden darf, wenn 

ein „real connecting link“ zwischen der Sicherungsmaßnahme und dem 

angerufenen Gericht besteht.153 Damit bleibt der unterstützende, einstweilige 

Rechtsschutz auf lokale Maßnahmen beschränkt.154 Eine explizite Verpflichtung 

der Gerichte zur Zusammenarbeit hat der EuGH bisher im Rahmen der EuGVO 

nicht entwickelt.  

                                                 
150 Ausweislich der Formulare liegt die Verfahrensherrschaft ausschließlich bei den Zentralen 
Behörden. 
151 Vgl. insbesondere das im Anhang VII vorgesehene, detaillierte Formblatt zur Herbeiführung oder 
Änderung einer Entscheidung in Unterhaltssachen. 
152 Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 6 V, Rdn. 243 ff. 
153 EuGH, 17.11.1998, Rs. C-391/95, van Uden./.Deco-Line, Slg. 1998 I-7091; EuGH, 27.4.1999, 
Rs. C-99/96, Mietz./.Intership Yachting, Slg. 1999 I-2277. 
154 Deutlich EuGH, 15.7.2010, Rs. C-256/09, Purrucker ./. Guillermo Vallés Pérez, IPRax 2011, 386, 
75 ff., zust. Pirrung, IPRax 2011, 351, 354 – zu Art. 20 II EheGVO. 
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Der Vorschlag der Kommission zur Reform der EuGVO sieht hingegen den 

Ausbau der richterlichen Kooperation vor:155 Art. 31 des Kommissionsentwurfs 

statuiert ausdrücklich eine Verpflichtung der Gerichte zur Zusammenarbeit bei 

unterstützenden einstweiligen Maßnahmen. Danach „arbeiten die entsprechenden 

Gerichte zusammen und stimmen das Verfahren in der Hauptsache und das 

Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes miteinander ab.“ Die EU-Kommission 

will mit dieser Verpflichtung die Verfahren zwischen den Gerichten der 

Mitgliedstaaten koordinieren.156 Die Kommunikation zwischen dem finnischen 

Richter der Hauptsache und dem bulgarischen Richter, der die einstweilige 

Maßnahme erlässt (etwa Arrestbeschlag eines Lkw) soll gegebenenfalls über die 

Kontaktstellen des Justiziellen Netzes erfolgen – dennoch bleiben hinreichende 

Kenntnisse einer (gemeinsamen) Sprache unerlässlich.157 Dagegen hat die 

Kommission keine Regelung vorgeschlagen, nach der, dass das Gericht der 

Hauptsache die Aufhebung einer einstweiligen Anordnung anordnen kann. Eine 

derartige Aufhebungsbefugnis ist – wegen der Letztverantwortlichkeit des 

Hauptsachegerichts – durchaus sinnvoll, sie findet sich beispielsweise (umgekehrt) 

in den entsprechenden Formulierungen der „freezing injunction“ englischer 

Gerichte. Danach treten die Schutzmaßnahmen außer Kraft, wenn das 

ausländische Hauptsachegericht dies anordnet.158 Ähnlich ordnet Art. 20 II 

EuEheGVO an, dass einstweilige Maßnahmen des unterstützenden Gerichts 

außer Kraft treten, wenn das Gericht der Hauptsache die Maßnahmen getroffen 

hat, die es für angemessen hält.159 Nach der Rechtsprechung des EuGH treten 

                                                 
155 Vgl. Art. 35 und 36 des Vorschlags der Kommission für eine Neufassung der Verordnung 
Brüssel I, KOM (2010) 748 endg. vom 14.12.2010.  
156 KOM (2010) 748 endg., S. 10. 
157 Art. 31 Vorschlag zur Reform der Verordnung Brüssel I lautet: „Wenn ein Verfahren in der Sache 
vor einem Gericht eines Mitgliedstaates anhängig ist und bei Gerichten eines anderen 
Mitgliedstaats die Anordnung einstweiliger Maßnahmen einschließlich Sicherungsmaßnahmen 
beantragt wurde, arbeiten die betreffenden Gerichte zusammen und stimmen das Verfahren in der 
Hauptsache und das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes miteinander ab. 

Insbesondere holt das Gericht, bei dem einstweilige Maßnahmen einschließlich 
Sicherungsmaßnahmen beantragt wurden, bei dem anderen Gericht Informationen über alle 
relevanten Umstände des Falles ein, darunter über die Dringlichkeit der beantragten Maßnahme 
oder die etwaige Ablehnung einer ähnlichen Maßnahme durch das mit der Hauptsache befasste 
Gericht.“ 
158 Beispiele: Crédit Suisse Fides Trust v. Cuoghi [1997] 3 W.L.R. 871; zur Anerkennung von 
Freezing Orders etwa BGE 129 III 626 – Motorola; C.Cass. Rev. Critique 2004, 818, dazu Cuniberti, 
Droit international de l’exécution (2011),  S. 275 ff. 
159 Art. 20 II EuEheVO lautet: „Die zur Durchführung des Absatz 1 ergriffenen Maßnahmen treten 
außer Kraft, wenn das Gericht des Mitgliedstaats, das gemäß dieser Verordnung für die 
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Schutzanordnungen, die nicht in den Anwendungsbereich der EheGVO fallen, 

nach Maßgabe des jeweils nationalen Verfahrensrechts außer Kraft.160 Der EuGH 

hat jüngst entschieden, dass die Grundsätze des wechselseitigen Vertrauens und 

die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten eine direkte Kontaktaufnahme 

zwischen den Richtern ermöglichen, um die einstweiligen Maßnahmen 

abzustimmen.161 

 

b) Der Kommissionsvorschlag zur grenzüberschreitenden Kontenpfändung 

Auch der am 21.7.2011 vorgestellte Vorschlag für eine Verordnung über die 

einstweilige Pfändung von Bankkonten (European Account Preservation Order - 

EuAPO) beruht auf dem Konzept einer wechselseitigen Kooperation der befassten 

Gerichte. Danach kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag des 

Gläubiger/Klägers eine vorläufige Kontenpfändung anordnen, die Bankkonten in 

anderen EU-Mitgliedstaaten blockiert (Art. 23 VO-E). Zudem kann eine einstweilige 

Beschlagnahme des Kontos auch von den Gerichten des Belegenheitsstaates zur 

Unterstützung eines ausländischen Hauptsacheverfahrens angeordnet werden. In 

beiden Konstellationen ist eine enge Kooperation zwischen den Gerichten 

vorgesehen. Diese soll durch das Justizielle Netzwerk unterstützt werden.162 Nach 

Art. 21 VO-E des Verordnungsvorschlages bleibt der EuAPO solange in Kraft, bis 

er nicht von einem der beteiligten Gerichte (sei es das Gericht der Hauptsache, sei 

es das Gericht am Ort der Pfändungsmaßnahme oder – ergänzend – das Gericht 

                                                                                                                                                     
Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, die Maßnahmen getroffen hat, die es für 
angemessen hält.“ 
160 EuGH, 2.4.2009, Rs. C-523/07, "A", Slg. 2009 I-2805; EuGH, 9.11.2010, Rs. C-296/10, 
Purrucker./.Guillermo Vallés Pérez, NJW 2011, 363. 
161 EuGH, 9.11.2010, Rs. C-296/10, Purrucker./.Guillermo Vallés Pérez, NJW 2011, 363, Rdn. 81. 

162 Diese Kooperationspflicht formuliert Art. 20 VO-E unter der Überschrift: Cooperation between 
courts wie folgt:  

“(1) Where the courts of a Member State are seised with an application for an EAPO and the courts 
of another Member State are seised with proceedings as to the substance, those courts concerned 
may cooperate in order to ensure proper coordination between the proceedings as to the substance 
and the proceedings relating to the EAPO.  

(2) The court seised with the application for an EAPO may seek information from the other court 
referred to in paragraph 1 on all relevant circumstances of the case or require the claimant to obtain 
such information, such as the risk of dissipation of assets by the defendant or any refusal of a 
similar measure by the court seised as to the substance. Such information may be sought directly or 
through the contact points of the European Judicial Network in civil and commercial matters 
established by Decision 2001/470/EC.” 
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am Wohnsitz eines Verbrauchers oder Arbeitnehmers163) aufgehoben wird. Der 

vorgeschlagene Rechtsakt erfordert in der Tat eine enge Abstimmung zwischen 

den beteiligten Gerichten: Denn der Pfändungsbeschluss wirkt 

grenzüberschreitend, erfasst also das ausländische Konto unmittelbar. Eventuelle 

Pfändungsfreigrenzen richten sich jedoch nach dem Recht des 

Belegenheitsstaates, Freistellungen, die nicht automatisch eintreten (vg. § 850k 

ZPO n.F.), müssen von den Gerichten im Vollstreckungsstaat angeordnet werden. 

Dies hat zur Folge, dass der vom ausländischen Gericht erlassene 

Pfändungsbeschluss vom inländischen Gericht abgeändert wird und umgekehrt. 

Dies kann nur funktionieren, wenn die Gerichte hierbei miteinander 

kommunizieren. Grundlage des Pfändungsbeschlusses und der entsprechenden 

Rechtsbehelfsverfahren sind Formblätter, die die einzelnen Maßnahmen 

umschreiben. Dennoch erscheint die vorgesehene Kommunikation zwischen den 

Gerichten ein ambitiöses Unterfangen. Dieses setzt zumindest voraus, dass auf 

dem Europäischen Justizatlas die jeweiligen nationalen Vollstreckungsrechte so 

detailliert beschrieben sind, dass sich die Gerichte über die jeweilige Rechtslage 

im anderen Mitgliedsstaat leicht und zuverlässig informieren können.164  

Die Entwicklungen im europäischen Justizraum zeigen, dass die justizielle 

Kooperation eine enge Verzahnung der autonomen Prozessrechte der 

Mitgliedstaaten bewirkt. Vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des EuGH zu 

Art. 11 EheGVO165 erscheinen die vorgeschlagenen Regelungen nicht 

ungewöhnlich. Sie zeigen vielmehr Kooperationsmöglichkeiten zwischen den 

befassten Gerichten auf, die auf der Grundlage des wechselseitigen Vertrauens 

basieren. Dennoch ist die direkte Kooperation zwischen den Gerichten kein 

„Selbstläufer“. Als begleitende Maßnahmen sind vor allem hinreichende 

Sprachkenntnisse der Akteure notwendig, sie bdürfen der Unterstützung durch die 

Kontaktpersonen des Justiziellen Netzes. Wichtig ist auch eine hinreichende und 

leicht verständliche Informationsvorhaltung über die nationalen 

                                                 
163 Art. 36 – 38 VO-E. Die Zuständigkeit der Wohnsitzgerichte ist bedenklich, da sie im Ergebnis 
dazu führt, dass diese Gerichte ausländischen Vollstreckungsrecht anwenden und eventuell in die 
Rangregelungen am Vollstreckungsort (durch Aufhebung bzw. Modifikation des europäischen 
Arrestbefehls) eingreifen könnten. 
164 Insbesondere muss der Europäische Justizatlas in einer einheitlichen Struktur abgefasst 
werden, an der sich die Gerichte und Parteien leicht orientieren können. 
165 Oben Fn.  
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Vollstreckungsrechte. Die Beispiele zeigen die herausragende Bedeutung des 

Justiziellen Netzes für die Durchführung der justiziellen Kooperation.  

 

6. Die Koordinierung von Insolvenzverfahren 

Das internationale Insolvenzrecht ist ein weiteres Rechtsgebiet, in dem die justielle 

Kooperation zwischen Gerichten und anderen Rechtspflegeorganen die Praxis 

prägt.166 Ursache ist der Übergang von der Territorialität zur Universalität in der 

Insolvenz. Er hat zur Folge, dass die Rechtswirkungen von ausländischen 

Insolvenzverfahren anzuerkennen sind, vgl. Art. 3, 15 f. EuInsVO167. Die 

Regelungen über Primär- und Sekundärverfahren lassen eine Abstimmung (und 

Hierarchisierung) konkurrierender Verfahren zu und erfordern eine entsprechende 

Abstimmung zwischen den befassten Insolvenzgerichten168. Dabei gehen die Art. 

29 ff. EuInsVO insofern neue Wege, als sie für die zuvor auf freiwilliger Basis 

praktizierte Kooperation zwischen Verwaltern in verschiedenen Staaten169 

erstmalig Rahmenregelungen vorgeben. Daneben koordiniert die Verordnung die 

Forderungsanmeldung im Primär- und im Sekundärverfahren (Art. 39 ff. EuInsVO). 

Eine spürbare Lücke besteht hingegen im Hinblick auf die Kooperation der 

Insolvenzgerichte – hierzu enthält die EuInsVO keine Regelungen.170 

Ergänzende Kooperationspflichten können für die Insolvenzgerichte aus Art. 4 III 

EUV resultieren. Ihre Ausübung kann freilich nur im Rahmen der nationalen 

Insolvenzrechte erfolgen. Denkbar sind jedoch wechselseitige Unterrichtungen 

(etwa über die Eröffnung des Hauptverfahrens oder über Pflichtverletzungen des 

Insolvenzverwalters). Möglich ist auch eine Verfahrenskoordinierung (Abstimmung 

von Anmeldeverfahren, einstweiligen Maßnahmen und der Aufsicht über den 

                                                 
166 Dazu Schlosser, RdC 284 (2000), 13, 227 ff. (insbesondere zur Rechtslage vor dem Inkrafttreten 
der Europäischen Insolvenzverordnung). 
167 Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 9 I, Rdn. 1 ff. 
168 Die Zulassung paralleler Verfahren in einem hierarchischen Verhältnis erfordert eine 
Koordination von Haupt- und (bisweilen mehreren) Sekundärverfahren und eine damit 
einhergehende Kooperation zwischen den Beteiligten. 
169 Geimer/Schütze/Hass/Herweg, Art. 3 EuInsVO Rdn. 65 ff. Eingehend Wittinghofer, Der 
nationale und internationale Insolvenzverwaltungsvertrag (2004). 
170 Die Rechtspraxis geht über diese Rahmenvorschriften hinaus, vgl. etwa die Kommunikation der 
Insolvenzrichter in den Verfahren AG München, 5.2.2007, ZIP 2007, 495 (BenQ) und  
Arrondissementsgericht Amsterdam, 31.1.2007, ZIP 2007, 437; OLG Wien, 9.11.2004, NZI 2005, 
56; Vallender, KTS 2005, 283, 320 ff.; weitergehend Paulus, Art. 31 EuInsVO, Rdn. 5 ff.; Ehricke, 
WM 2005, 397, 401. 
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Verwalter). Eine umfassende Kooperation der Insolvenzgerichte allein auf der 

Grundlage des Art. 4 III EUV scheidet hingegen aus.171 

Die Kernregelungen zur Kooperation der Verwalter enthalten die Art. 31 ff. 

EuInsVO. Art. 31 I EuInsVO verpflichtet die Verwalter des Haupt- und des 

Sekundärverfahrens zur gegenseitigen Unterrichtung (insbesondere im Hinblick 

auf Forderungsanmeldungen). Jenseits der wechselseitigen 

Unterrichtungspflichten statuiert Art. 31 II EuInsVO ein umfassendes 

Kooperationsgebot, ohne jedoch dem Hauptverwalter Weisungsrechte 

einzuräumen.172 Vielmehr kann der Hauptverwalter lediglich nach Art. 31 III 

EuInsVO Vorschläge zur Verwertung der Masse des Insolvenzverfahrens machen. 

Die EuInsVO schafft mithin nur eine Konsultationspflicht.173 Dennoch räumt die 

EuInsVO dem Hauptverwalter eine mächtige Position im Sekundärverfahren ein, 

indem er dessen Verlauf nachhaltig beeinflussen kann. Nach Art. 29 lit. b) 

EuInsVO kann er die Eröffnung des Sekundärverfahren beantragen; im laufenden 

Verfahren steht ihm ein jederzeitiges Antragsrecht auf Aussetzung der Verwertung 

(und damit des Verfahrens selbst) zu, Art. 33 EuInsVO.174 So kann er verhindern, 

dass der Sekundärverwalter in seine Kompetenz fallende Massegegenstände 

verwertet und (dadurch) das insolvente Unternehmen zerschlägt. Die 

Rechtstellung des Hauptverwalters ist vor allem in der Verwertungs- bzw. 

Beendigungsphase gestärkt: Der Liquidationsüberschuss eines 

Sekundärverfahrens ist an ihn auszukehren (Art. 35 EuInsVO). Kommt es zu 

keiner Liquidation, stehen ihm nach Art. 34 I EuInsVO das Initiativ- und ein 

Vetorecht im Hinblick auf die Verfahrensbeendigung durch Sanierungsplan, 

Vergleich oder funktional ähnliche Maßnahmen zu.175 Mit diesen Instrumenten 

                                                 

171 Vallender, KTS 2005, 283, 321 ff.;  Oberhammer, KTS 2008, 271, 288 ff.; Rauscher/Mäsch, Art. 
31 EuInsVO (2010), Rdn. 15 m.w.N. 
172 Ein derartiges Weisungsrecht würde komplizierte Haftungsfragen auslösen, vgl. §§ 60 f. InsO. 
173 Die Schaffung einer weiter gehenden Weisungsbefugnis wäre ein Eingriff in die nationalen 
Insolvenzrechte, die derartige Weisungsrechte nicht kennen, so auch Paulus, EuInsVO, Art. 31, 
Rdn. 18. 
174 Während der Aussetzung kann der Hauptverwalter von seinem Initiativrecht zur 
Verfahrensbeendigung (insbesondere durch ein Planverfahren) Gebrauch machen, Art. 34 III 
EuInsVO. 
175 Die Regelung steht in engem Zusammenhang mit dem Liquidationszweck des 
Sekundärverfahrens (Art. 3 III 2, 27 S. 2 EuInsVO), von dem nur mit Zustimmung des 
Hauptverwalters abgewichen werden darf, Rauscher/Mäsch, Art. 34 EuInsVO, Rdn. 1.  
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kann der Primärverwalter den Vorrang des Hauptverfahrens (etwa zur Sanierung 

des Gesamtunternehmens) grenzüberschreitend implementieren.  

Die Rechtspraxis geht über die (zumindest in der Eröffnungsphase der Insolvenz) 

offen formulierten Kooperationspflichten der Verwalter hinaus. Eine Koordination 

lässt sich mit Insolvenzverwalterverträgen oder Protokollen erzielen, d.h. durch 

rechtsförmliche Absprachen zwischen den Insolvenzverwaltern. Jedoch sind viele 

Rechtsfragen ungeklärt, so dass Skepsis gegenüber einer freien 

Verfahrenskoordination durch Verwalterabsprachen durchaus angebracht ist. Auf 

jeden Fall ist dem Verwalter eine enge Abstimmung mit dem Gläubigerausschuss 

zu empfehlen.176 In der Rechtsliteratur wird eine rechtsgeschäftliche Regelung der 

Kooperation durch sog. Verwalterverträge und sog. Protokolle vorgeschlagen.177 

b) Das UNCITRAL Modellgesetz 

Eine ausdrückliche Regelung zur Kooperation der Insolvenzgerichte findet sich in 

Art. 25 - 27 des UNCITRAL Model-Law on Cross-Border Insolvency (1997).178 Das 

Gesetz verpflichtet die Gerichte zu wechselseitiger Hilfestellung und zu 

weitestgehender Kooperation (co-operation to the maximum extent), insbesondere 

zum Informationsaustausch und zur Abstimmung gerichtlicher Maßnahmen sowie 

zur Erarbeitung von einvernehmlichen Lösungen mit den Beteiligten.179 Die 

Kooperationsregelungen der Art. 25 – 27 des Modellgesetzes sind, wie P. 

Schlosser zu Recht hervorhebt, vom Verfahrensmodell des Common Law 

geprägt180. Dort erleichtert das Konzept der „inherent jurisdicition of the court“ ein 

pragmatisches Zusammenwirken der Gerichte. Zugleich sollen komplizierte 

Kommunikationswege, etwa durch „letter rogatory“ vermieden werden.181 In der 

Sache implementiert das Modellgesetz damit den Universalitätsgrundsatz auf 

                                                 
176 Geimer/Schütze/Haß/Herweg, EuInsVO, Art. 3 Rdn. 65 ff. Zur Möglichkeit gerichtlicher 
Genehmigungen vgl. Vallender, KTS 2005, 283, 323 f. 
177 Eidenmüller, ZZP 114 (2001), 3, 11 ff.; Ehricke, WM 2005, 397, 402; dazu Hess, Europäisches 
Zivilprozessrecht, § 9 III, Rdn. 63 ff. 
178 www.unictral.org/pdf/english/texts/insolvency.org; Schlosser, RdC 284 (2000), 13, 280 ff. 
179 Das Model wurde bisher von 19 Staaten übernommen, darunter: Australien, Griechenland, 
Großbritannien, Japan, Kanada, Korea, Mauritus, Mexiko, Neuselnd, Polen, Rumänien, Slovenien, 
Südafrika, USA. 
180 Schlosser, RdC 284 (2000), 13, 280 ff. – der zwischenzeitliche Ratifizierungsstand zeigt jedoch, 
dass die Konzeption des Modellgesetzes auch für kontinentale Rechtsordnungen akzeptabel ist. 
181 So ausdrücklich UNCITRAL, The UNCITRAL Model Law on Cross-Border Insolvency: the 
judicial perspective (21.7.2011), S.11,   http://www.uncitral.org/pdf/english/texts/insolven/pre-
judicial-perspective.pdf 
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prozessualer Ebene: Primär- und Sekundärverfahren können nur in engem 

Zusammenwirken der befassten Gerichte und Verwalter bewältigt werden. 

Dasselbe gilt für einstweilige Schutzmaßnahmen im Hinblick auf das ausländische 

Hauptverfahren.182 Allerdings müssen die Beteiligungsrechte der 

Verfahrensbeteiligten hinreichend gewahrt werden – diesen wird im Text des 

Modellgesetzes wenig Raum eingeräumt. 

Im Dezember 2009 hat die Generalversammlung einen Practical Guide zum 

Modelgesetz angenommen.183 Dort finden sich wichtige Hinweise zur 

Durchführung gerichtlicher Kommunikation und Koordination von 

Insolvenzverfahren.184 Als Leitbild gilt zunächst die Verpflichtung, die prozessualen 

und materiellen Rechte der Parteien zu wahren. In prozessualer Hinsicht sind alle 

Gerichtskontakte den Parteien vorher anzukündigen und grundsätzlich in deren 

Anwesenheit zu führen. Bei der technischen Durchführung können sämtliche 

Kommunikationsmittel genutzt werden, insbesondere Video- und 

Telefonkonferenzen, zulässig ist auch ein Informationsaustausch, etwa durch die 

Übersendung von Verhandlungsprotokollen (Transcipts) und 

Sachverständigengutachten. Der Austausch kann auch per e–mail erfolgen. 

Dies Grundsätze stützen sich auf eine beachtliche Zahl praktischer Verfahren, in 

denen die Gerichte unterschiedliche Formen der Zusammenarbeit praktiziert 

haben: Im Fall Maxwell Communications185 führten Insolvenzgerichte in London 

und New York jeweils parallele Verfahren durch, in denen eine Vereinbarung über 

die einheitliche Abwicklung der transatlantischen Insolvenz erzielt wurde; neuere 

Verfahren nutzten Videokonferenzen – etwa um den Beteiligten des 

Parallelverfahrens die Verfolgung des Termins zu ermöglichen.186 Engere Formen 

der Zusammenarbeit umfassen die abgestimmte (aufeinander folgende) 

Durchführung des Termins, ein anschließendes (nicht öffentliches) Telefonat der 

                                                 
182 Dazu Art. 19 Modellgesetz, Beispiel: Williams v. Simpson (High Court of New Zealand, 
17.10.2010): Vermögensbeschlagnahme und Durchsuchungen in Neuseeland auf Antrag eines 
englischen trustee 
183 UNCITRAL Legislative Guide,Rdn. 14-40 und Recommendations Rdn. 240-245, 
184 Die Überarbeitung wurde auf einer Richterkonferenz in Vancouver (2009) vorbereitet, an der 
mehr als 80 Richter aus 40 Staaten teilnahmen. 
185 In Re Maxwell Communication Coporation plc 93 F.3d 1036 (2nd Cir. 1996), dazu Schlosser, 
RdC 284 (200), 13, 262 ff. 
186 Re Olympia and York Developments Ltd., Ontario Superior Court of Justice, Case B125/93, 20 
C.B.R. (3d) 165 and U.S. Bankruptcy Court for the S.D.N.Y. (15.7.1993),  
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Richter und den Erlass von abgestimmten Entscheidungen.187 In den 

Insolvenzverfahren der Lehman Brothers kam es zur wechselseitigen Information 

zwischen New Yorker und Londoner Insolvenzgerichten. Zugleich vermieden die 

Gerichte den Erlass widersprechender Verfügungen.188 

Die justizielle Kooperation in Insolvenzverfahren entwicklen vorwiegend Gerichte 

aus Staaten, die dem Rechtskreis des Common Law zugehören.189 Dabei 

erleichtern die gemeinsame Sprache und die strukturell ähnliche Rechtskultur die 

Kooperation. Von der Struktur und den Abläufen her ähnelt die Kooperation 

zwischen Insolvenzgerichten der justiziellen Kooperation in anderen 

Rechtsgebieten: Es kommt zu unmittelbaren Kommunikation zwischen den 

agierenden Gerichten, die jeweils ihr nationales Insolvenzrecht anwenden. Die 

Kommunikation wird unter dem Einsatz von moderner Kommunikationstechnologie 

durchgeführt, die Beteiligungsrechte der Parteien durch Anwesenheits- und 

Einsichtsbefugnisse gewahrt. 

  

IV. Justizielle Kooperation und prozessuale Mensche nrechte 

Im vergangenen Jahrzehnt war die Handhabung des HKÜ durch die Gerichte und 

Zentralen Behörden der Vertragsstaaten wiederholt Gegenstand von Beschwerden 

vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte.190 Auch die 

Rechsprechung des Europäischen Gerichtshofs gewinnt zunehmend an 

Bedeutung, zumal dieser bei der Auslegung des sekundären Unionsrechts neben 

der EMRK auch die Charta der Grundrechte heranzieht.191 Inzwischen gibt es auch 

Rechtsprechung der Amerikanischen Menschenrechts-Kommission zum HKÜ.192 

                                                 
187 PSI Net Inc., Ontario Superior Court of Justice, 26.9.2001 (transcript), dazu UNCITRAL, The 
UNCITRAL Model Law on Cross-Border Insolvency: the judicial perspective (21.7.2011), 
http://www.uncitral.org/pdf/english/texts/insolven/pre-judicial-perspective.pdf  
188 Perpetual Trustee Company v. Lehman Bros. Special Financing Inc., [2009] EWHC 2953. 
189 Vgl. die Zusammenstellung der Rechtsprechung in: UNCITRAL, The UNCITRAL Model Law on 
Cross-Border Insolvency: the judicial perspective (21.7.2011), S. 48 ff., 
http://www.uncitral.org/pdf/english/texts/insolven/pre-judicial-perspective.pdf. Ein Beispiel für die 
Kooperation zwischen deutschen und niederländischen Gerichten war die Insolvenz im Fall BenQ, 
dazu oben Fn. 170. 
190 Zusammenstellung bei Beaumont, The Jurisprudence of the European Court on Human Rights 
and the European Court of Justice on the Hague Convention on International Child Abduction, RdC 
335 (2008), 9 ff. 
191 Dazu Hess, Mutual Recognition in European Civil Procedurl Law (Luxembourg 2011). 
192 Beispiel: Case 11.676, X and Z v. Argentina, 3.10.2000. 
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Schließlich implementieren nationale Verfassungsgerichte den konstitutionellen 

Menschenrechtsschutz (auch) in den Bereich der Rechtshilfe.193 

1. Effektiver Rechtsschutz 

Die Schwergängigkeit der überkommenen Rechtshilfe, insbesondere die 

mangelnde Kooperationsbereitschaft ersuchter Behörden und Gerichte im Fall von 

Kindesenführungen hat eine intensive Rechtsprechungspraxis des EGMR 

ausgelöst, die im Ergebnis eine menschenrechtskonforme Auslegung des 

Übereinkommens bewirkt.194 Die Verfahren betrafen Kindesrückführungen, bei 

denen die Kooperation zwischen den Zentralen Behörden und insbesondere die 

Vollstreckung von Rückführungsanordnungen über Monate bzw. Jahre verzögert 

und im Ergebnis vereitelt wurden. Der EGMR entwickelte hierzu eine klare 

Rechtsprechungslinie, wonach das HKEntfÜ das Rechts auf ein gemeinsames 

Zusammenleben bzw. auf den Kontakt zwischen Eltern und Kindern garantiert und 

die Vertragsstaaten bei der Anwendung der Art. 8 und 11 HKEntfÜ dieses Recht 

implementieren müssen. In Anlehnung an seine Rechtsprechung zu Art. 6 EMRK 

erachtet der Gerichtshof auch die effektive Vollstreckung von 

Rückführungsanordnungen als Teil der Justizgewährung.195 

Allerdings geht es nicht nur auf Seiten des Antragstellers, sondern auch in Bezug 

auf die Antragsgegner und das betroffene Kind um die Wahrung der Rechte aus 

Art. 8 EMRK. Insofern kommt es auch auf eine Güterabwägung an, bei der der 

EGMR jedoch den vorrangigen Zeck des HKEnfÜ, nämlich den status quo ante 

wiederherzustellen, grundsätzlich anerkennt.196 Daher legt der Gerichtshof die 

Versagungsgründe der Art. 13 I b) und 20 HKEntfÜ  eng aus.197 Dies steht im 

Einklang mit der Rechtsprechung des EuGH, der für das verstärkte 

Rückführungsregime nach Art. 11 und 42 f. EheGVO die Bindung aller EU-

                                                 
193 Etwa das Bundesverfassungsgericht im Fall Tiemann .  
194 Auf INCADAT sind 24 Entscheidungen des EGMR zum HKÜ aufgeführt (Stand: 22.7.2011). 
195 EGMR 25.1.2000, case no. 31679/96, Ignaccolo-Zenide v. Romania,; 8.1.2008, case no. 
19055/05, P.P. v. Poland, dazu Beaumont, RdC  
196 EGMR, case no. 39388/05, Maumousseau and Washington v. France, ECHR 2007 XIII. 
197 EGMR, 6.7.2010, case no. 41615/07, Neulinger and Shuruk v. Switzerland – die Ausführungen 
zur sorgsamen Prüfung von Art. 13 I b) HKEntfÜ sind auf den konkreten Einzelfall bezogen, dazu 
Conclusions of the Special Commission on the practical operation of the 1980 and 1996 
Conventions (June 2011), Rdn. 48. 
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Mitgliedsstaaten an die EGMR und an die GR-Charta betont.198 Aus diesem Grund 

hat der EuGH es in der Rs. C- C-491/10PPU Aguirre Zarraga ./. Simone Pelz 

abgelehnt, die Vorlagefrage des OLG Celle nach der Vereinbarkeit von Art. 11 VII 

und VIII EheGVO mit Art. 8 EGMR und Art. 24 GR-Charta zu beantworten.  

Diese Maßstäbe gelten auch für die Auslegung anderer Rechtshilfeinstrumente, 

insbesondere für die Zustellungen und Beweisaufnahme. Die Judikatur des EuGH 

zum Erfordernis der Übersetzung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks199 und 

zur Heilung von Zustellungsmängeln200  verdeutlicht, dass es primär um effektive 

Justizgewährung unter Wahrung der Beklagtenrechte geht.201 Allerdings ist im 

Bereich der „traditionellen“ Rechtshilfe weiterhin die Frage ungeklärt, inwieweit die 

Justizverwaltungen den Zustellungsvorgang durch eigene Prüfvorgänge 

beeinflussen und gegebenenfalls ablehnen können. Angesichts der 

Grundrechtsrelevanz dieser Vorgänge ist eine Nachprüfung des Handelns der 

befassten Behörden (in Deutschland etwa nach § 23 EGGVG) zuzulassen.  

2. Wahrung rechtlichen Gehörs 

Auch im Hinblick auf die Gehörsgewährung ist die Rechtsprechung justizielle 

Kooperation unter dem HKEntfÜ und der EheGVO von  besonderer Bedeutung. 

Art. 13 II HKEntfÜ und Art. 11 II EheGVO statuieren die Notwendigkeit, das 

betroffene Kind im Rückführungsverfahren anzuhören. Die Anhörung dient der 

Gehörswahrung, bedeutet jedoch nicht, wie der EuGH im Urteil Pelz zu Recht 

betont hat, die persönliche Anhörung – auch nicht per Videokonferenz. Wird ein 

Kind widerrechtlich zurückgehalten, so kann das Gericht der Hauptsache die 

Anhörung des Kindes im Ersuchten Mitgliedstaat seiner Entscheidung zugrunde 

legen, wenn das Kind im Rückführungsverfahren angehört wurde und das ersuchte 

Gericht dem Hauptsachegericht die Ergebnisse der Anhörung im Beschluss nach 

                                                 
198 EuGH, 11.7.2008, Rs. C-195/08 PPU, Inga Rinau, Slg. 2008 I-, Rdn. 91, 97, 99 f., sowie die 
konkrete Umsetzung in Rdn. 56 ff.; 22.12.2010, C-497/10PPU Mercredi v. Chaffe; 22.12.2010, C-
491/10PPU, Aguirre Zarraga ./. Simone Pelz, Rdn. 61 ff., 69. 
199 EuGH, 8.5.2008, Rs. C-14/07, Weiss & Partner GbR./.Industrie- und Handelskammer Berlin, Slg. 
2008 I-3367. 
200 EuGH, 8.11.2005, Rs. C-443/03, Götz Leffler./.Berlin Chemie AG, Slg. 2005 I-9611. 
201 Die Bedeutung der effektiven Zustellung (einschließlich einer eventuellen Wiedereinsetzung) ist 
auch Gegenstand intensiver Rechtssprechung des EGMR, dazu Gascón Inchausti, Electronic 
Service of Documents, General Report IAPL 2010 – Electronic Justice, S. 29, 30, Fn. 4. 
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Art. 11 VII EheGVO übermittelt hat. Die Übermittlung der Beschlüsse zwischen den 

beteiligten Gerichten wahrt im Ergebnis der Anhörung der Beteiligten.202 

Die Wahrung der prozessualen Beteiligungsrechte ist besonders virulent im Fall 

der direkten justiziellen Zusammenarbeit, d.h. bei direkten Absprachen der 

beteiligten Richter. Hier ist zunächst die Beteiligung der Prozessparteien 

sicherzustellen, denn derartige Kontakte gehen in der Regel über eine reine 

Prozessleitung hinaus.203  Daher sind die Parteien vor der Kontaktaufnahme zu 

informieren, sie haben grundsätzlich ein Anwesenheitsrecht (etwa beim 

Informationsaustausch, § 357 ZPO204), je nach Verfahrensart sind die 

einschlägigen Prozessmaximen (insbesondere Dispositions- und 

Beibringungsgrundsatz) zu beachten. Abgestimmte Anordnungen – etwa im 

einstweiligen Rechtsschutz – dürfen nicht gegen § 308 I ZPO (ne ultra petita) 

verstoßen.205 Treffen die beteiligten Gerichte Absprachen, müssen diese 

dokumentiert werden und den Parteien zugänglich gemacht werden (§ 299 ZPO). 

Dabei  müssen die Prozessgerichte für größtmögliche Transparenz sorgen. 

Als hilfreich für die verfahrensmäßige Ausgestaltung der justiziellen Kooperation 

erweisen sich dabei Leitlinien, die im Rahmen der Haager Konferenz206 und von 

UNCITRAL207 sowie zur richterlichen Kooperation entwickelt wurden.208 Diese 

sollen die Unabhängigkeit der entscheidenden Gerichte209, aber auch die 

                                                 
202 EuGH, 22.12.2010, C-491/10PPU, Aguirre Zarraga ./. Simone Pelz, Rdn. 61 ff., 69. 
203 Großzüigiger Carl/Menne, NJW 2009, 3537, 3541 (richterliches Ermessen) – umfassendes 
Ermessen ist den Gerichten jedoch im IZVR ebenso wenig eingeräumt wie im normalen Verfahren 
nach der ZPO; auch im Rahmen von §§ 26 ff. FamFG ist eine freie Befugnis des Gerichts zur 
Verfahrensgestaltung nicht anzuerkennen. 
204 Die wechselseitige Information der Richter kann aus der Sicht des deutschen Prozessrecht als 
(zulässiger) Freibeweis (§ 284 S. 2 – 4 ZPO) qualifiziert werden, erfordert jedoch das 
Einverständnis der Parteien. 
205 Dabei ist auch zu bedenken, dass die unmittelbare justizielle Kooperation bisher Rechtsgebiete 
erfasst, die vom Amtsermittlungsgrundsatz (und begrenzter Parteiherrschaft geprägt sind). 
206 Hague Conference on Private International Law, Emerging Rules Regarding the Development of 
the International Hague Network of Judges and Draft General Principles for Judicial 
Communications, Including Commonly Accepted Safeguards for Direct Judicial Communications in 
Specific Cases, within the Context of the International Hague Network of Judges, Prel. Doc. No 3 A 
(March 2011), dazu Lortie, Report on judicial communications in relation to international child 
protection, Prel. Doc. April 2011. 
207 Vgl. oben Text bei Fn. 183.  
208 Dazu auch Carl/Menne, NJW 2009, 3537, 3541. 
209 Vgl. die Leitlinien der Hager Konferenz (2011): Overarching principles:  



 47

Beteiligungsrechte der Parteien und deren rechtliches Gehör wahren.210 Ihre 

Übertragung und Fortschreibung auf die neuen Anwendungsfelder der justiziellen 

Kooperation (etwa im Rahmen des Kommissionsvorschlags zur Änderung der 

EuGVO) erscheint grundsätzlich geboten. Aus Gründen der Rechtsklarheit sollte 

die Europäische Union sie in die geplante Regelung prozessualer 

Mindeststandards aufnehmen, die im Stockholmer Programm angekündigt wurde. 

Eine Regelung durch Empfehlungen (etwa im Rahmen der Haager IPR-Konferenz 

oder des Europäischen Justiziellen Netzes) genügt nicht rechtsstaatlichen 

Mindesterfordernissen.211 

3. Datenschutz 

Die Schaffung weit reichender Ermittlungs- und Auskunftsbefugnisse im Rahmen 

der justiziellen Kooperation ermöglicht Datenerhebungen, die den Erfordernissen 

des Datenschutzes entspechen müssen. Aus diesem Grund ordnet Art. 38 HUÜ 

die Zweckbindung der personenbezogenen Date an, Art. 39 HUÜ sichert die 

Vertraulichkeit der Informationen.212 Ausführliche Regelungen zur Zweckbindung 

der Daten und zur Information der betroffenen Personen enthalten Art. 61 – 63 

                                                                                                                                                     

6.1 Every judge engaging in direct judicial communications must respect the law of his or her own 
jurisdiction.  

6.2 When communicating, each judge seized should maintain his or her independence in reaching 
his or her own decision on the matter at issue.  

6.3 Communications must not compromise the independence of the judge seized in reaching his or 
her own decision on the matter at issue. 
210 Vgl. die Leitlinien der Haager Konferenz (2011): “Commonly accepted procedural safeguards 

6.4 In Contracting States in which direct judicial communications are practiced, the following 
are commonly accepted procedural safeguards: 

- ordinarily, parties are to be notified of the nature of the proposed communication; 

- a record is to be kept of communications and it is to be made available to the parties; 

- any conclusions reached should be in writing; 

- parties or their representatives should have the opportunity to be present in certain cases, for 
example via conference call facilities.” 
211 Gesetzliche Regelungen finden sich in den u.a. USA und in Kanada, dazu Lortie, Report on 
judicial communications in relation to international child protection, Prel. Doc. April 2011. A.A. 
Carl/Menne, NJW 2009, 3537, 3540 f., die jedoch die Rechtsgrundlage aus Art. 11 II EheGVO und 
Art. 11 HKÜ herleiten wollen. 
212 Dazu Heger, in: Schmidt, Internationale Unterhaltsrealisierung, S. 38, 44. 
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EuUhVO.213 Auch der Kommissionsvorschlag zur grenzüberschreitenden 

Kontenpfändung214 bezieht sich auf die Europäische Datenschutz-Richtlinie.215 

4. Rechtsbehelfe gegen Handlungen justizieller Kooperation? 

Die verstärkten Befugnisse der Gerichte bei der Durchführung der justiziellen 

Kooperation führen zur Überlegung, ob den Parteien besondere Rechtsbehelfe 

eröffnet werden müssen. Wäre die justizielle Kooperation als richterliche 

Prozessleitung zu qualifizieren, könnte die Frage rasch verneint werden – gegen 

prozessleitende Verfügungen ist den Parteien kein gesonderter Rechtsbehelf 

eröffnet. Allerdings sind angesichts der unterschiedlichen Formen und im Hinblick 

auf die unterschiedlichen Akteure der justiziellen Zusammenarbeit verschiedene 

Rechtsbehelfe statthaft: Im Hinblick auf die Tätigkeiten der Zentralen Behörden 

nach der Unterhaltsverordnung, dem HKEntfÜ und dem HUÜ hat der deutsche 

Gesetzgeber den Beteiligten ein Beschwerderecht zum Oberlandesgericht für den 

Fall eingeräumt, dass das Bundesamt für Justiz einen Antrag zurückweist oder ein 

Ersuchen nicht erledigt (§ 8 IntFamRVG). Nach § 4 II AUG gilt das Verfahren des 

Bundesamts für Justiz als Justizverwaltungsverfahren mit der Folge, dass den 

Beteiligten nach §§ 23 ff. EGGVG Rechtsschutz vor dem OLG Köln eröffnet ist.216  

Die unmittelbare Kooperation zwischen den Gerichten unterliegt als 

unselbständiger Verfahrensabschnitt des Zivilprozesses keiner eigenständigen 

Anfechtung. Verfahrensrügen können daher nur im allgemeinen 

Rechtsmittelverfahren erhoben werden. Anderes gilt freilich für die Entscheidung 

des Familiengerichts, im Sorgeverfahren den Prozess an ein sachnäheres Gericht 

im Ausland abzugeben. Denn die Abgabe bewirkt die Beendigung des 

inländischen Verfahrens, folglich unterliegt der Beschluss der sofortigen 

Beschwerde, §§ 13a III IntFamFG, §§ 567 ff. ZPO. Zur Verfahrensbeschleunigung 

wurde die Rechtsbeschwerde ausgeschlossen – dies kann man damit legitimieren, 

dass die Abgabeentscheidung auf den Einzelfall bezogen ist.217  Lehnt das Gericht 

                                                 
213 Rauscher/Andrae, Art. 61 EuUhVO (2010), Rdn. 6 ff. Ergänzend gelten die §§ 16 – 19 AUG 
(2011). 
214 Vgl. oben Fn. 
215 Vgl. Erwägungsgrund 21 und Art. 46 Nr. 3. 
216 Die Notwendigkeit gerichtlicher Nachprüfung folgt aus Art. 19 IV GG, dazu auch Linke/Hau, 
IZVR, Rdn. 106. 
217 Wagner/Janssen, FPR 201, 110, 114 f. 
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eine Abgabe ab und führt das (inländischen) Verfahren fort, so kann diese 

Verfügung nur mit den allgemeinen Rechtsmitteln angefochten werden, § 13a V 

IntFamRVG. 

Vergleicht man die unmittelbare richterliche Kooperation mit der überkommenen 

Rechtshilfe, so ist ein Zuwachs an gerichtlicher  Nachprüfungskompetenz zu 

konstatieren. Dieser wirkt sich zwar überwiegend erst im Rechtsmittelverfahren 

aus, weil die wesentlichen Prozesshandlungen des Gerichts nach den allgemeinen 

Verfahrensvorschriften unterliegen. Ein ähnliches Resultat lässt sich auch für die 

geplante Kontenpfändung konstatieren: Dort kommt es zur parallelen Anwendung 

der Rechtsbehelfe im Erlass und im Vollzugsstaat, je nachdem ob es um die 

Rechtmäßigkeit der Schutzmaßnahme (Art. 34 VO-E) oder um den speziellen 

Vollstreckungsschutz am Vollzugsort (Art. 35 VO-E) geht.  Diese Lösung entspricht 

der Rechtslage beim unterstützenden, einstweiligen Rechtsschutz (für ein 

ausländisches Hauptsachverfahren). Die Anfechtung der gerichtlichen Beschlüsse 

erfolgt selbständig nach der jeweiligen lex fori. 

 

V. Moderne Instrumente der justiziellen Kooperation  

Markantes Kennzeichen der aktuellen justiziellen Kooperation ist der zunehmende 

Einsatz informeller Instrumente. Dabei hat sich der methodische Fokus auch auf 

der Rechtsetzungsebene gewandelt: Nicht die Aushandlung internationaler 

Instrumente (Übereinkommen) steht im Vordergrund der Tätigkeit internationaler 

und supranationaler Organisationen, sondern deren praktische Implementierung in 

den Vertragsstaaten. Vier instrumentelle Ansätze haben sich herausgebildet: Der 

Einsatz von justiziellen Netzwerken, die direkte Kommunikation zwischen 

befassten Gerichten und entsprechenden Justizorganen, der verstärkte 

Aufgabenzuwachs Zentraler Behörden und schließlich die Standardisierung von 

Prozesshandlungen unter dem Einsatz von Informationstechnologie.  

 

1. Justizielle Netzwerke 

Justizielle Netzwerke erfüllen zwei Funktionen: Zum einen geht es um die 

Vorhaltung von Informationen mit Hilfe des Internets, insbesondere durch (aktive) 

Websites und leicht zugängliche Datenbanken. Dabei können websites (etwa zu 
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Zentralstellen, Gerichten) verlinkt, Formulare zum online-Ausfüllen vorgehalten 

werden. Zugleich werden wesentliche Informationen über die Rechtssysteme der 

beteiligten Staaten zugänglich gemacht. 

Im Kern bzw. Zentrum der Netzwerke stehen jedoch die Zentralstellen, Art. 53 

EheGVO, Art. 6 HKEntfÜ, Art. 29 EuUhVO, § 3 IntFamRVG. Hier wird juristische 

Expertise gebündelt, den Beteiligten werden praktische Hilfestellungen angeboten; 

Rechtshilfeersuchen werden beschleunigt erledigt. Treffen und 

Informationsaustausch der befassten „stakeholder“ sollen die praktische 

Handhabung erleichtern und wechselseitiges Vertrauen schaffen. Weitere 

Effektuierungen erfolgten aus der Konzentrierung von Zuständigkeiten für 

grenzüberschreitende Streitigkeiten bei bestimmten Gerichten (etwa im 

Familienrecht).218 Dies erleichtert die unmittelbare Kommunikation zwischen den 

ersuchenden und ersuchten Gerichten, die mit den jeweiligen Verfahren vertraut 

sind. Persönliche Kontakte zwischen den Richtern und Erfahrungsaustausch 

können zur Erarbeitung von  „best practices“ führen.219 Derartige Kontakte 

schaffen buchstäblich wechselseitiges Vertrauen der „stakeholder“ zueinander, das 

die praktische Handhabung der grenzüberschreitenden Verfahrenskoordinierung 

nachhaltig erleichtert. 

 

2. Direkte Kommunikation zwischen befassten Gerichten 

In engem Zusammenhang hiermit stehen direkte Absprachen zwischen den 

befassten Gerichten, etwa zwischen dem Gericht der Hauptsache und dem Gericht 

eines anderen Mitgliedstaates, das ergänzenden einstweiligen Rechtsschutz 

gewährt (vgl. Art. 31 EuGVO, Art. 20 II EheGVO, Art. 38 EuInsVO).220 Dies 

ermöglicht ein koordiniertes Vorgehen (etwa bei Kindesentführungen, bei 

Sorgerechtsverfahren, Art. 15 EheGVO).221 Der EuGH und der europäischer 

Gesetzgeber fordern eine unmittelbare Kommunikation zwischen den befassten 

                                                 
218 Vgl. §§ 12 f. IntFamRVG, dazu Wagner/Jansen, FPR 2011, 110, 112. 
219 Zusammenfassend Carl/Menne, NJW 2009, 3537, 3538 ff. 
220 Hess/Pfeiffer/Schlosser, The Regulation Brussels I (2008), Rdn. 
221 Praktische Beispiele schildern Carl/Menne, NJW 2009, 3537, 3540 f. 
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Gerichten ein.222 Auch das UNCITRAL-Modellgesetz macht die unmittelbare 

Kommunikation zwischen den Insolvenzgerichten zu einer echten Rechtspflicht. 

Wichtige Voraussetzung für die Kommunikation zwischen den befassten Gerichten 

ist jedoch die Überwindung von Sprachbarrieren. Daher ist es unabdingbar, dass 

sich einheitliche Kommunikationssprachen durchsetzen, so beispielsweise 

Englisch223 im Zusammenhang mit der Durchführung des HKÜ.224  

Allerdings müssen Absprachen zwischen den befassten Gerichten die 

prozessualen Rechte der Parteien wahren. Dies gilt insbesondere für die Wahrung 

rechtlichen Gehörs. Daher sind die Parteien vor der Absprache anzuhören, die 

Gespräche sind zu dokumentieren und den Parteien steht ein Recht auf 

Akteneinsicht zu (§ 299 ZPO).225 Der Informationsaustausch zwischen den 

Zentralen Behörden muss zudem den Datenschutz gewährleisten – immerhin geht 

es hier um den Austausch höchstpersönlicher, sensibler Informationen. 

Anfechtungsrecht im Hinblick auf die direkte Kommunikation zwischen den 

befassten Gerichten und Behörden ist den Parteien hingegen nicht einzuräumen – 

es handelt sich um prozessleitende Verfügungen. 

 

3. Kooperation Zentraler Behörden  

Weiteres Kennzeichen ist der justiziellen Kooperation ist der Aufgabenzuwachs der 

Zentralen Behörden, nicht nur bei der Weiterleitung der Ersuchen, sondern bei der 

Bewältigung der Verfahren insgesamt. In Kindschafts- und Unterhaltssachen 

obliegt den Zentralen Behörden die Durchführung des Verfahrens insgesamt – bis 

hin zur Gewährleistung der Vollstreckung. Die Übertragung dieser Aufgaben auf 

staatliche Stellen ist freilich durch die Besonderheiten des Kindschafts- und 

Unterhaltsrechts bedingt. In anderen Rechtsgebieten haben die Zentralen 

Behörden unterstützende Aufgaben – die Abgrenzung zu den jeweiligen 

                                                 
222 Vgl. GAin Sharpston, 20.5.2010, Schlussanträge in der Rs. C-256/09, Perrucker./.Peres, Rs. C-
256/09, Slg. 2010 I-, Rdn. 96 ff. (zur Hilfestellung Zentraler Behörden); zuvor EuGH, 2.4.2009, Rs. 
C-323/07, A, Slg. 2009 I-00057, Rdn. 61 ff. 
223 Lortie, Rapport Relatif aux Communications entre Juges, Doc. Prél. No 8 (HCCH) Oct. 2006, p. 
17. 
224 Dies schließt freilich nicht aus, dass in bestimmten Regionen oder zwischen unmittelbaren 
Nachbarstaaten andere, insbesondere gemeinsame Sprachen, verwendet werden (etwa Spanisch 
in Südamerika).  
225 Carl/Menne, NJW 2009, 3537, 3541. 
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Verbindungsrichtern und den justiziellen Netzwerken ist noch nicht abschließend 

geklärt. Neue Aufgaben können den Zentralen Behörden bei der Übermittlung von 

Rchtshilfeersuchen erwachsen, wenn es um die Sicherstellung rascher und 

geschützter Kommunikationswege geht.  

4. Standardisierung von Prozesshandlungen und Einsatz von 

Informationstechnologien 

Sprachbarrieren lassen sich durch Standardformulare überwinden, wenn diese 

einheitlich abgefasst und in mehreren Sprachen vorhanden sind. Die 

Standardisierung ermöglicht auch die Erarbeitung von Formularen, die durch 

schlichtes Ankreuzen ausgefüllt werden – dann bedarf es keiner Übersetzung 

mehr. Ein gelungenes Beispiel der Standardisierung ist das (neue) 

Zustellungszeugnis nach der VO 1393/07/EG.226 Es dokumentiert den 

Zustellungsvorgang – unabhängig von den konkret angewandten Vorschriften des 

Zustellungsortes – so detailliert, dass im Rahmen der Urteilsanerkennung nach Art. 

32 und 34 Nr. 2 EuGVO das Exequatur(beschwerde)gericht unschwer nachprüfen 

kann, ob der Schuldner über das Ausgangsverfahren hinreichend informiert 

wurde.227  

Die Standardisierung kann unterschiedliche Stufen erreichen:228 Im Bereich der 

Rechtshilfe bietet sich zunächst eine Standardisierung von Begleitformularen an, 

die den jeweiligen Rechtsakt erläutern und dokumentieren (vgl. Art. 54 f. 

EuGVO).229 Darüber hinaus kann jedoch auch die Prozesshandlung selbst 

standardisiert werden, so etwa die Europäische Vollstreckungsklausel im Rahmen 

der Europäischen Vollstreckungstitelverordnung oder der Europäische 

Zahlungsbefehl im Rahmen der Europäischen Mahnverordnung.230 Im Ergebnis 

führt die Standardisierung dann zur Abwicklung eines schriftlichen Verfahrens auf 

der Basis von Formularen – Vorreiter hierfür sind das Europäische Mahn- und das 

                                                 
226 Dazu Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 3 V, Rdn. 74. 
227 Damit optimiert der Gemeinschaftsgesetzgeber die horizontale Abstimmung zwischen EuZustVO 
und EuGVO. Letztere verzichtet auf eine (detaillierte) Bezugnahme auf die Zustellungsrechte der 
Mitgliedstaaten (anders noch Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ); das Zustellungszeugnis dokumentiert nur die 
für die Prüfung nach Art. 34 Nr. 2 EuGVO erforderlichen Tatsachen.  
228 Ausführlich Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 3 IV, Rdn. 58 ff. 
229 Dieser Stufe entsprechen die üblichen Formulare der Haager IPR-Konferenz (insbesondere bei 
HZÜ und HBÜ). 
230 Art. 19 VO 1896/06/EG, Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 10 II, Rdn. 68 f. 
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Europäische Bagatellverfahren.231 Die Europäische Unterhaltsverordnung und der 

Verordnungsvorschlag zur grenzüberschreitenden Kontenpfändung führen diesen 

Ansatz konsequent fort. 

Die justizielle Kooperation wird heute durch den Einsatz von 

Informationstechnologie unterstützt und effektuiert: Diese ermöglicht zum einen die 

Information der Prozessparteien über das anwendbare Verfahren, insbesondere 

wenn dieses nach nationalen Vorschriften abgewickelt wird. Darüber hinaus kann 

die Information auch die einschlägige Rechtsprechung zu den Rechtsakten 

erfassen, sie kann die Formulare selbst vorhalten und erläutern und schließlich die 

Durchführung der Verfahren selbst regeln – beispielsweise im Zusammenhang mit 

der Durchführung einer Beweisaufnahme mittels Videokonferenz. Die Vorteile des 

IT-Einsatzes sind erhebliche Zeit- und Kostenersparnisse, die Gefahren liegen im 

Verlust der Beweisunmittelbarkeit und der Möglichkeit von Manipulationen.  

 

VI. Thesen 

Die wesentlichen Überlegungen sollen die folgenden Thesen zusammenfassen:  

1. Die internationale Rechtshilfe befindet sich im Umbruch. Die frühere Konzeption 

der hoheitlichen Verfahrenshilfe, die auf der Basis völkerrechtlicher Verträge und 

internationaler Courtoisie durchgeführt wurde, wird durch die unmittelbare 

Kommunikation zwischen ersuchenden und ersuchten Gericht ersetzt. Auf 

regionaler Ebene (im Europäischen Justizraum) ist auch der Erlass 

grenzüberschreitender Justizakte (etwa Zustellungen, Kontenpfändungen) möglich.  

2. Die Regulierungsformen und Reglierungsebenen sich geändert: Auf globaler 

Ebene werden die völkerrechtlichen Übereinkommen durch „weiche“ 

Implementierungsinstrumente ergänzt: Auf Regierungskonferenzen verabschiedete 

Empfehlungen formen die Übereinkommen aus, die befassten internationalen 

Organisationen (Haager Konferenz, UNCITRAL) veröffentlichen best practices, 

implementation guides und führen die stakeholder in Netzwerken zusammen. Auf 

regionaler Ebene sind neue Akteure hinzugekommen, die die globalen 

Rechtsinstrumente effektuieren und modernisieren. Wichtigste regionale Akteure 

sind die Europäische Union und die OAS. 

                                                 
231 Hess, Europäisches Zivilprozessrecht, § 8 IV, Rdn. 97.  
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3. Die neuen Rechtsinstrumente der Rechtshilfe nehmen verstärkt die Bedürfnisse 

der Parteien in den Blick. Ihre prozessualen Rechte sind im Rechtshilfeverfahren 

zu wahren, ihre materiellen Rechte sind im internationalen Bereich durchzusetzen.  

4. Schrittmacher der neuen Entwicklung ist das internationale Kindschaftsrecht. Es 

hat zum einen die Aufgabe und Rechtsstellung Zentraler Behörden gestärkt, die für 

die (im internationalen Rechtsstreit oft überforderten) Parteien die Verfahren selbst 

betreiben: von der Einleitung bis zur Vollstreckung. Dabei erhalten die zentralen 

Behörden weit reichende Befugnisse zur Informationsermittlung und zum 

Informationsaustausch. Eine weitere Entwicklung betrifft die unmittelbare 

Kommunikation und Kooperation der befassten Gerichte, insbesondere bei der 

Abstimmung von Schutzmaßnahmen. Diese Entwicklung hat zur Einrichtung von 

Verbindungsrichtern geführt, die die erkennenden Gerichte bei der 

Kontaktaufnahme mit dem ausländischen Gericht unterstützen. Die  

Verbindungsrichter sind in sog. Netzwerken organisiert, die sich regelmäßig 

treffen, um praktische Hindernisse zu besprechen. 

5. Die internationale Rechtshilfe gerät zunehmend unter die Kontrolle 

internationaler Gerichte. Diese haben menschenrechtliche Mindeststandards 

formuliert im Hinblick auf den effektiven Rechtsschutz, die Wahrung des 

rechtlichen Gehörs und den Schutz sonstiger Beteiligter. Die internationale 

Rechtshilfe durchlebt derzeit eine Phase nachhaltiger „Konstitutionalisierung“. 

5. Bei der internationalen Kooperation sind die Parteirechte zu wahren. Das 

bedeutet, dass die unmittelbare richterliche Zusammenarbeit weder die 

Parteiherrschaft noch das rechtliche Gehör der Prozessbeteiligten mindern darf. 

Die Parteien haben umfassende Einsichtsrechte in die Protokolle richterlicher 

Kommunikation. Auch ein Anwesenheitsrecht bei der Abstimmung zwischen den 

Richtern (etwa bei einer Telefonkonferenz) ist den Parteien einzuräumen. Soweit 

die befassten Gerichte einvernehmlich einen Verfahrenstransfer vereinbaren, ist 

den Parteien ein Anfechtungsrecht zuzuerkennen. Die Wahrnehmung individueller 

Rechte durch zentrale Behörden unterliegt gleichfalls richterlicher Kontrolle.  

6. Der aktuelle Regelungszustand der justiziellen Kommunikation ist im Hinblick 

auf den Schutz der Parteirechte unzureichend. Speziell im Europäischen 

Justizraum fehlt eine gesetzliche Verankerung. Sollte der 

Gemeinschaftsgesetzgeber weitere Rechtsakte erlassen, in denen die richterliche 
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Kommunikation unmittelbar eingefordert wird, müssen deren Voraussetzungen und 

Durchführung in einem Sekundärrechtsakt festgelegt werden.  

 


